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Am 9. Juli wurde der Antrag der Intendantur des XV. Armeekorps (StraB-
burg) genehmigt, daB der Verproviantierungstermin fiir die Festung StraBburg
vom 12. auf den 20., fiir die Festung Neubreisach vom 8. auf den 15. Mobil-
machungstag hinausgeschoben werde, und erneuter Bericht iiber diese Frage
zum 1. April 1915 befohlen.

Es wurde davon abgesehen, die in der Zeit vom 10. bis 27. Juli ein-
gehenden alljéhrlichen Standesnachweise der im Mobilmachungsfalle verfiig-
baren Mannschaften beschleunigt einzufordern, zusammenzustellen und zu
bearbeiten.

AnlifBlich eines Schriftwechsels mit dem XXI. Armeekorps (Saarbriicken)
iiber alljihrliche Mobilmachungsvorarbeiten wurde am 21. Juli eine erneute
Besprechung der Referenten des Kriegsministeriums fiir Ende August in Aus-
sicht genommen.

Diese Tatsachen beweisen ein weitgehendes Vertrauen zu der
Friedfertigkeit der Welt. Die angefiihrten Daten fallen bereits in
die Zeit der Spannung, die der Mord von Sarajevo hervorrief. Der
Dreiverband hat dagegen schon vor diesem Termine auffallende
Kriegsvorbereitungen getroffen.

II. Der oOsterreichisch-serbische Konflikt

1. Zur Vorgeschichte der osterreichisch-serbischen Krise

Die Krisis, die zum Weltkriege gefiihrt hat, ist aus dem oster-
reichisch-serbischen Konflikte hervorgegangen, der, seit langem
latent, infolge der Ermordung des Erzherzog-Thronfolgers Franz
Ferdinand und seiner Gemahlin zum Ausbruch kam und zur Uber-
reichung der Note vom 23. Juli 1914 fiihrte. Die Vorgeschichte
dieser Note beginnt nicht mit dem Attentate von Sarajevo, auch
nicht mit der bosnischen Annexionskrise von 1908/09, wie es von
seiten des Feindbundes meist dargestellt wird, sondern reicht weiter
zuriick. Man muB auf die Spannung in den austro-serbischen Be-
ziehungen zuriickgehen, die 1903 bei der Thronbesteigung Konig
Peters einsetzte, nachdem schon unter dessen Vorgidnger Alexander
nach dem Riicktritt Konig Milans im Jahre 1889 die Beziehungen
Osterreich-Ungarns zu Serbien die friihere Herzlichkeit eingebiiBt
hatten.

Bethmann Hollweg schildert in seiner dem Untersuchungs-
ausschuB vorgelegten Denkschrift iiber die Entstehung der Juli-
krisis 1914 die Entwicklung des Verhéltnisses zwischen Osterreich-
Ungarn und Serbien folgendermaBen :*)

; *) Beilage 1 zu den Stenographischen Berichten iiber die offentlichen
Verhandlungen des Untersuchungsausschusses (1. UnterausschuB). Berlin,
1920, S. 14 if.
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Das Jahr 1903, die Beseitigung der Obrenowitsch und die Erhdhung der
Karageorgewitsch auf den serbischen Thron, bildet in dieser Entwicklung
einen radikalen Einschnitt. Schon auf dem Wege nach Belgrad wird Kbnig
Peter auf Gsterreichischem Boden mit dem demonstrativen Ruf begriift: ,,Heil
demn Konig von Kroatien!** Die fortschreitende Radikalisierung der siidslawischen
Bewegung wird an zahllosen Zeichen gemessen. Dariiber besteht eine reich-
haltige Literatur, die dartut, wie weit die Gefahr schon in der Zeit der Annexions-
krise 1909 fortgeschritten ist. Die serbische Regierung bekannte sich zu einem
Programm, dessen Durchfiihrung die Zertriitmmerung Osterreichs bedeutete.
In einer auf Veranlassung von Paschitsch verfabten Denkschrift war schon
1004 als wesentlichster Programmpunkt der Propaganda formuliert: , Agitation
in Bosnien behufs Anschlusses an Serbien. Diskreditierung der dortigen dster-
reichisch-ungarischen Administration durch systematische publizistische Pro-
paganda und Nahrung der Unzufriedenheit der orthodoxen und mohamme-
danischen Bevolkerung Bosniens und der Herzegowina®. (Zitiert nach Mandl:
Osterreich-Ungarn und Serbien, Seite 15 if.). Zu Neujahr 1909 verstieg sich
der damalige serbische Minister des Auswdrtigen, Milowanowitsch, in der Skupsch-
tina zu der AuBerung: ,,Osterreich muB aufhdren, ein Balkanstaat zu sein.'* Der
Fiihrer der Altradikalen Proitsch ging noch weiter: ,,Zwischen uns und Osterreich-
Ungarnkann es nur dann Frieden und gute Nachbarschaft geben, wenn Osterreich-
Ungarn darauf verzichtet, eine GroBmacht zu sein.” (Zitiert nach Th. v. Sos-
nosky, Die Balkanpolitik Osterreich-Ungarns, Bd. 11, S. 204 1f.) Die nationalen
Aspirationen der Serben beschrinkten gich nicht auf Bosnien, sie griffen auch
auf Kroatien und Dalmatien, selbst auf Krain iiber. Das Treiben der Serben
wurde so wild, daB selbst der Pariser , Temps'* von ,unertriglichen” Provo-
kationen sprach. Nur widerwillig fiigte sich Serbien den Michten, die damals
z1y den letzten Konsequenzen nicht entschlossen waren, indem es sich Oster-
reich-Ungarn gegeniiber verpflichtete (31. Marz 1909), ,.die Richtung seiner
gegenwiirtigen Politik gegen Osterreich-Ungarn zu &ndern und kiinftighin
mit diesem letzteren auf dem FuBe freundnachbarlicher Beziehungen zu leben™.
In der tatsichlichen Haltung Serbiens aber #dnderte diese Erkldrung nicht das
mindeste, vielmehr gingen die Wiihlereien in den slawischen Gebieten Oster-
reich-Ungarns unvermindert fort.

Die Organe der groBserbischen Propaganda sind, wie bekannt, vornehm-
lich in der Narodna Odbrana vereinigt gewesen, die im engsten Einvernehmen
mit der serbischen Regierung und in Verbindung mit einem ganzen Netz von
Vereinen und Vertrauten die Revolutionierung der dsterreichischen Siidslawen
mit allen Mitteln geheimer Organisation betrieb. Man arbeitete besonders
in der Studentenschaft und an den Mittelschulen. Der Jugendbund der Om-
ladina war schon ilteren Ursprunges. Die Zentrale aller dieser Bestrebungen
lag in Belgrad. Die serbische Regierung hat selbst zugegeben, daB sie seit 1903
alle Faden der unitarischen Bewegung in Osterreich-Ungarn in Hinden hielt.
(Mandl, Die Habsburger und die serbische Frage, S. 97, bringt die Belege.)
Der politische Mord wurde innerhalb dieser Organisationen als erlaubtes Mittel
im Kampfe um die serbische Einheit propagiert. Von 1910 ab folgten sich die
Anfiille auf prominente und besonders verhafite Personlichkeiten mit kurzen
Unterbrechungen. (Eine Liste der Attentate auf die ,Satrapen der Habs-
burger Herren® gibt u. a. Kositsch, Dje Siidslawenfrage, S. 40 ff.) Die Angreifer
waren junge Fanatiker, die in unzweifelhafter Verbindung mit der Belgrader
Zentrale standen. Es waren dieselben Kreise, aus denen die jungen Leute
stammten, die 1914 mit serbischen Bomben®*) die Mordtat an dem Erzherzog
Franz Ferdinand veriibt haben. Bemerkenswert ist, daf ein franzosischer
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mit einem von den Brownings veriibt, die der serbische

_*) Der Mord wurde
Major Tankositsch den Verschwirern besorgte. Das vorausgegangene Bomben-

attentat mibBlang. (Verfasser.)
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Schriftsteller wilhrend des Krieges in einem Buche i{iber Serbien folgendes
mitteilt: ,,Herr Paschitsch versuchte heimlich den Ballplatz zu verstindigen,
daB sich der Erzherzog durch seine Reise nach Bosnien Gefahren aussetze.
Am 21, Juni teilte der serbische Gesandte in Wien dem Ministerium in Wien mit,
dafi die serbische Regierung Grund zu glauben habe, daB sich ein Konflikt in
Bosnien organisiert héitte. Der Kanzler legte auf diesen Wink keinen Wert. Vom
Grafen Berchtold ist spéter festgestellt worden, daB derserbische Gesandtein Wien
diese Demarche niemals ausgefiihrt hat, wobei natiirlich offen bleibt, ob er
einen Auftrag von Paschitsch erhalten und ignoriert hat. (N#heres berichtet
hieriiber Mandl: Die Habsburger und die serbische Frage, S. 150 ff.) Ob nun
Paschitsch vorher von dem Sarajevoer Attentat unterrichtet war oder nicht:
jedenfalls hat er nach dem Morde bis zur Uberreichung der 8sterreichischen
Note nichts getan, um Osterreich eine Siihne zu bieten. Die serbische Presse
erging sich in schlecht verhehltem Jubel iiber den Tod des Osterreichischen
Thronfolgers.

Diese Darstellung 1Bt unberiicksichtigt, daB am 1. Mirz 1906
ein Zollkrieg zwischen Osterreich-Ungarn und Serbien ausbrach,
der sich nach kurzer Unterbrechung durch ein Handelsprovisorium
bis zum 1. September 1908 fortsetzte und sich fiir die Zeit vom
1. April 1909 bis zum 24, Januar 1911 in verschirfter Form wieder-
holte. Diese handelspolitischen Konflikte gaben den Serben nicht
nur zur wirtschaftlichen Emanzipation von Osterreich-Ungarn
AnlaB, sondern auch zur handels- und verkehrspolitischen An-
nidherung an den werdenden Vierverband.

Die Loyalitdtserkldrung Serbiens vom 31. Mirz 1909 blieb
auf dem Papier. Zwar haben der Friedjung-ProzeB und der Agramer
Hochverrats-ProzeB von 1909 nicht zur Uberfiihrung Schuldiger
und zur Entlarvung der Urheber der groBserbischen, gegen den
Bestand der Donau-Monarchie gerichteten Bewegung gefiihrt.
Ursprung und Ziel dieser Bestrebungen lassen sich aber deutlich
aus dem seither verdffentlichten serbischen und russischen Urkunden-
material erkennen,

Obwohl Osterreich-Ungarn durch die Réumung und Nicht-
wiederbesetzung des Sandschaks auch Serbien gegeniiber Ent-
gegenkommen bewies und die durch den Bukarester Frieden vom
10. August 1913 erfolgte erhebliche Machtsteigerung Serbiens
schlieBlich ruhig hinnahm, trieb letzteres seine dem ausdriicklichen
Willen der GroBmichte widersprechenden albanischen Aspirationen
schon im Herbst 1913 wieder so weit, daB ein auf acht Tage befristetes
Ultimatum erforderlich wurde. Weitere feindliche Handlungen
lassen sich fiir die erste Hilfte des Jahres 1914 ermitteln®).

Die ganze AuBenpolitik Serbiens basierte, wie sich heute nach-
weisen 1aBt, damals aber schon offenbar geworden war, auf der
Hoffnung, bei einer kiinftigen Aufteilung Osterreich-Ungarns groBe
Gebietsstiicke des Nachbarstaates zu erwerben. In diesen Hoff-

e *)fSiehe J. Hashagen, Umrisse der_Weltpolitik (Leipzig 1918), Bd. II,
P A ik =
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nungen wurde Serbien von RuBland bestirkt, und zwar nicht allein
von panslavistischen Kreisen, sondern auch von den verantwort-
lichen Leitern der russischen Politik. Hierfir liegen zahlreiche
Urkunden zum Beweis vor. Die jiingste ist der Bericit des ser-
bischen Ministerpriisidenten aus Petersburg vom 2. Februar 1914
iiber seine Audienz beim Zaren. Er erklarte diesem, wie er schreibt:

., Wenn es uns beschieden ist, eine Tochter des Kaisers vor RubBland zur
Konigin zu haben, dann wird sie die Sympathien des ganzen serbischen Volkes
genieBen und sie kann, wenn Gott und die Verhiltnisse es zulassen, die Zarin
des siidslawischen serbisch-kroatischen Volkes werden. thr Einflub und ihr
Glanz wird die ganze Balkanhalbinsel umfassen.® — Der Zar horte meine Worte
mit sichtlicher Freude an.*)

Zum SchiuB der Unterredung habe der Zar ihm erklart:

,,Fiir Serbien werden wir alles tun, griiBen Sie den Kdnig und sagen Sie
ihm: Fiir Serbien werden wir alles tun."

Auf Grund dieses groBserbischen Programms wurde von Bel-
grad aus in Osterreich und Ungarn eine intensive Propaganda be-
trieben, welche die LosreiBung der Serbien von RuBland in Aussicht
gestellten Gebietsteile anldBlich des mit Sicherheit erwarteter
kriegerischen Konfliktes vorbereiten sollte.

In seiner dem Untersuchungsausschufl vorgelegten Denkschrift
hat Bethmann Hollweg die Lage wie folgt geschildert:

Die Geschichte des Balkanbundes 148t die wachsende Bedrohung Oster-
reichs deutlich erkennen. Die russische Diplomatie hatte den Balkanbund
urspriinglich als eine Vereinigung aller Balkanmdchte mit EinschluB der Tiirkei
in Front gegen Osterreich gedacht. Die Entwicklung ging dann einen anderen
Gang, und das erste Glied im Bunde, der serbisch-bulgarische Vertrag, war auf
Aneignung tiirkischen Gebiets gerichtet. Er stellte aber auch die Verpilichtung
Bulgariens fest, den Serben fiir den Fall eines sterreichischen Angriffs oder
eines Einmarsches in den Sandschak Novibazar mit 200 000 Mann zu Hilfe
zu kommen. Die starke Defensivfront dieses Vertrages gegen Osterreich sollte
sich nach serbischer Ansicht in eine Offensiviront verwandeln; die Aufteilung
der Tiirkei sollte nur die erste Etappe sein, der der Vormarsch gegen Osterreich
zu folgen hétte. Vor den Mittelmichten hat man dies Abkommen geheim zu
lllaltm versucht, und Herr Sasonow hat, als ihn der Staatssekretdr von Kiderlen
in Kenntnis der Vorgdnge bei seinem damaligen Aufenthalt in Berlin auf den
Vertrag ansprach, sein Herz nicht gedffnet. Der englische Gesandte in Sofia
hatte von dem Abschluff sofort vertrauliche Mitteilung durch die Beteiligten
erhalten. Und die franzisische Regierung ist von Anfang an in die Jiindnis-
verhandlungen eingeweiht gewesen. (A. a. 0., 8. 16, 17))

Wenige Seiten spiter heiBt es dann:

Was nun aber die Bedrohung Osterreichs ungemessen verschirite, das
war ‘che‘a!:aim_fd sich mit Klarheit abzeichnende Tatsache, daB die Balkankriege
| die Gewichte innerhalb der slawischen Welt nicht nur jenseits der dsterreichischen
{ Grenzen verschoben hatten. Durch seinen siegreichen Aufstieg und durch die

so_unverhiillte Gonnerschaft der Entente hatte Serbien auf die slawischen
i Vilker der Moslarcme einen Einflub gewonnen, der das staatliche Gefiice ernstlich
SC}EﬂdlgCJlumlihtc. Die Idee des groBserbischen Reiches wurde greifbar, das
,,Piemont** am Balkan eilte seiner ,historischen Bestimmung" entgegen. Die

*) Denkschrift vom 27. Mai 1919, Anlage VI, 26.
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verstarkte nationale Schwungkraft des Serbentums wandte sich nunmehr
vollbewubBt dem Osterreichisch-ungarischen Gebiete zu. ,,La premitre manche
est gagnée™, sagte Paschitsch nach der Unterzeichnung des Bukarester Friedens,
pmaintenant il faut préparer la seconde manche contre 1'Autriche'* (Boghitsche-
witsch, Kriegsursachen, 8. 65). Gegeniiber dem friiheren serbischen Geschifts-
tridger in Berlin, Herrn Boghitschewitsch, hat sich Herr Paschitsch um dieselbe
Zeit ausdriicklich dazu bekannt, dab er es schon im ersten Balkankriege hiitte
auf den europdischen Krieg ankommen lassen konnen, um Bosnien und die
Herzegowina zu erwerben. Er habe aber zuniichst den Besitz Mazedoniens fiir
Serbien sichern wollen, ,,um dann erst zur Erwerbung Bosniens und der Herze-
gowina schreiten zu kdnnen* (Boghitschewitsch, Kriegsursachen, S. 65). Bei
diesen Pldnen der fithrenden serbischen Kopfe mubBte sehr schnell der Augenblick
eintreten, wo Osterreich zu kdmpfen hatte, wollte es nicht vor dem serbischen
Nachbar abdanken und die Auflisung als sein Schicksal hinnehmen. Trat
Serbien vor der dsterreichischen Entschlossenheit den Riickzug an und konnte

sterreich seine Position ohne Krieg wahren, um so besser. Einem Volke
gegeniiber, das den Appell an die Waffen als sein gutes Recht betrachtete und
soeben zweimal ausgefiihrt hatte, durfte aber Osterreich vor der Eventualitiit
eines Krieges nicht zurtickschrecken.

Die Ermordung des osterreichischen Thronfolgers war der Explosions-
punkt der grobiserbischen Propaganda. Kein Zweifel kann sein, daB die Urheber
des Attentats, wohin auch immer die ZuBere und die intellektuelle Verant-
wortung reichen mag, als seine Folge die Aufrollung der siidslawischen Frage
ins Auge gefaBit und gewollt haben. Wie auch Osterreich-Ungarn sich zu diesem
Morde stellen wollte, das Serbentum rechnete auf einen Gewinn fiir seine Sache,
Liefi Osterreich-Ungarn diese politische Mordtat ungesiihnt, so erhob das
Slawentum in der Monarchie nur noch kiihner das Haupt und setzte seine
Konspirationen mit den Serben des Ktnigreiches um so ungenierter fort. Setzte
Osterreich sich aber zur Wehr, so rechneten die Serben mit der Entziindung
des europdischen Krieges, bei dem sie selbst viel aufs Spiel setzten, aber auch
viel zu gewinnen hoffen durften,

Wie sehr sich die serbischen Staatsminner als die wahren Angreifer gefiihlt
haben, ergibt noch nachtréglich eine Erkldrung, die Paschitsch am 12, August
1915 in der serbischen Skupschtina abgegeben hat. Er sagte: ,,Wir haben
im giinstigsten Moment losgeschlagen, der fiir die Verwirklichung unserer
Ideale iiberhaupt denkbar war. Wer kinnte glaubwiirdiger als der serbische
Ministerpréasident bekunden, wie sehr Osterreich von dem aggressiven Serben-
tum bedroht war, wie ausschlieBlich es in der Abwehr und in der Verteidigung
stand? (A.a. Q. S.18-20)

2. Die Folgen der Ermordung des Erzherzog-Thronfolgers

Jagow hat dem UntersuchungsausschuB erklirt:

Die Bluttat von Sarajevo hatte eine Tragweite, die {iber die Durch-
schnittsbedeutung von Fiirstenmorden hinausging. Das Band, das die national
so verschiedenen Volker Osterreich-Ungarns zusammenhielt, war die Dynastie.
Schon der Sprachgebrauch der den unter dem habsburgischen Szepter vereinten
Linderkomplex als ,,die Monarchie* bezeichnete, brachte dies zum Ausdruck.
Das Attentat gegen den Erzherzog, auf dem die Zukunft ruhte, bedrohte den
Fortbestand des Reiches selbst. Dem greisen Kaiser stand nach menschlichem
Ermessen nur noch eine kurze Lebensfrist bevor; der nichste Agnat nach dem
Thronfolger war ein in den Regierungsgeschiften noch wenig erfahrener, in
der Offentlichkeit noch kaum hervorgetretener Jiingling. Der ermordete Franz
Ferdinand war als slawenfreundlich bekannt, von ihm erwartete man eine
Losung der inneren Probleme des habshurgischen Volkerstaates in foderativem

3*
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Sinne, mit seinem Tode sanken diese Aussichten zunichst dahin. (A.a.O.,
. 24, 25,
: ’Der},"vlord von Sarajevo war eine unmittelbare Folge der ser-
bischerseits seit Jahren offen betriebenen, von der serbischen Re-
gierung unterstiitzten groBserbischen Propaganda. [Er wurde
durch aktive serbische Beamte und Offiziere angestiftet, begiinstigt
und ermoglicht. Ein serbischer Major hindigte den Attentitern
Waffen (Bomben und Pistolen) aus serbischen Armeebestéinden aus,
iibte sie in deren Gebrauch und versah sie mit Reisemitteln. Ein
Reamter im. serbischen Eisenbahnministerium bestimmte ihren
Reiseweg nach Sarajevo. Serbische Grenzbeamte ermoglichten den
heimlichen Ubertritt der Attentiiter auf Osterreichisch-ungarisches
Gebiet und sorgten fiir das Heriiberschmuggeln der Mordwaffen®).
Gegeniiber diesen Schuldbeweisen, deren Widerlegung niemals ver-
sucht worden ist, fillt die Frage der Mitwisserschaft der Belgrader
Regierung kaum ins Gewicht. Dieser konnte damals keine unmittel-
bare Mitschuld nachgewiesen werden. Sie hat sie jedoch seither
selbst auf sich genommen, indem sie 1919 durch eine offizielle kirch-
liche Feier die Morder am Orte ihrer Tat zu Nationalhelden stem-
pelte. Noch ein anderer Vorgang laBt weitgehende Schliisse zu.
Als die ersten Ententekommissionen nach dem Waffenstillstand in
Wien einzogen, erschien auf den zusténdigen Ministerien ein ser-
bischer Offizier, der im Auftrage seiner Regierung die Herausgabe
aller Akten forderte, die auf den ProzeB von Sarajevo und auf die
groBserbische Bewegung Bezug hatten. Willige Hande lieferten
ihm das Verlangte aus. Er beschlagnahmte das umfangreiche
Material und fiihrte es fort. Der Regierung in Belgrad war es
offenbar bekannt, daB noch sehr viel belastendes Material, besonders
im ehemaligen k. u. k. Finanzministerium (dem die Verwaltung
Bosniens unterstand), vorlag, das 1914 nicht zur Verwendung ge-
langte, weil die Beamten des Ministeriums des AuBeren, die mit den
Nachforschungen betraut waren, sich in den fremden Akten nicht
zurechtfanden und seitens des Finanzministeriums, das dem Polen
Bilinski unterstand, nicht die zu erwartende Unterstiitzung fanden®*).
Die &sterreichisch-ungarische Regierung hatte die serbischen
Treibereien die ldngste Zeit gewdhren lassen. Als aber die Gefahren
und Schiden der groBserbischen Propaganda durch den Mord von
Sarajevo aller Welt offenbar geworden waren, entschloB sie sich
zu einem Vorgehen in Belgrad. Niemand erwartete etwas anderes.
Der belgische Gesandte in Berlin, ein gewiB unverdichtiger Zeuge,
berichtete am 2. Juli 1914: :

*) Pharos, Der ProzeB gegen die Attentdter von Sarajevo (Berlin 1918),
##) Karo (Die Verantwortung der Entente am Weltkriege, 5. 57) sagt
sehr treffend: Offenbar enthielten diese Akten kein die serbische Regierung
entlastendes Material, sonst wire dieses ldngst in alle Welt ausposaunt worden.
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Das Kabinett Paschitsch, das die Augen schloB, um den Herd anarchi-
stischer Propaganda in Belgrad nicht zu sehen, darf nicht iiberrascht sein, dai
man von ihm verlangt, energisch gegen die Schuldigen vorzugehen, anstatt sie
immer weiter mit blinder Duldung zu behandeln. (Belgische Aktenstiicke
1905—1914, Nr. 119.)

Die 0Osterreichisch-ungarische Regierung zdégerte ganz unge-
biihrlich mit dem erwarteten Schritt und verlor dadurch viel von
der moralischen Unterstiitzung, die ihr unter dem frischen Ein-
druck der allgemein verabscheuten Mordtat sicher gewesen wire.
Die offentliche Meinung Europas, die eine aus dem ersten Impuls
geborene Siihneaktion geduldet hétte, auch wenn hierbei sehr scharfe
Bedingungen gestellt wurden, war weniger geneigt, sich mit einem
Vorgehen abzufinden, welches offensichtlich kaltiiberlegter poli-
tischer Berechnung entsprang. DaB man sich in Wien zu einem
Vorgehen gegen Serbien entschlossen hatte, war freilich aller Welt
aus den Reden Tiszas im Abgeordnetenhause vom 8. und vom
15. Juli 1914 bekannt. Am 15. Juli antwortete der ungarische
Ministerprasident auf eine Interpellation: Die Beziehungen zu
Serbien miiBten gekldrt werden; er konne sich aber, da die Frage
in der Schwebe sei, nicht dariiber #uBern, in welcher Weise, in
welcher Richtung und mit welchem Inhalt Schritte unternommen
werden wiirden®). Der serbischen Regierung war hierdurch bekannt
gegeben, daB ihr Forderungen gestellt werden wiirden**). Deren
Formulierung erfolgte aber erst am 19. Juli 1914. (Osterreichisches
Rotbuch 1919, I, Nr 26.)

Das Wiener Kabinett hat der serbischen Regierung somit sehr
ausreichende Zeit gelassen, ihrerseits etwaigen osterreichisch-unga-

*) Der bayerische Legationsrat von Schoen hat am 18. Juli berichtet,
man bedaure in Berlin, dall Graf Tisza ,,durch seine Erkldrung im ungarischen
Abgeordnetenhaus den Schleier schon etwas geliiftet hat (Deutsche Dokumente,
Anhang IV, Nr, 2). Dies Bedauern bezieht sich vermutlich auf die AuBerung
zum Schlub der Erklirung Tiszas: Jede Nation muB imstande sein, Krieg zu
fiilhren, und muf den Krieg als ultima ratio wollen, wenn Staat und Nation weiter-
bestehen soll. Die Warnung an Serbien konnte aber in Berlin nicht gut , be-
dauert™ werden, hat doch Jagow selbst am 14. Juli dem serbischen Geschifts-
triger erklért: f}sterrc[ch—Ungﬂru konne sich die aufreizende Haltung und die
Angrifie der serbischen Presse als GroBmacht nicht gefallen lassen. (Serbisches
Blaubuch Nr. 19.) Am 16. Juli riet er der serbischen Regierung, die groB-
serbische Propaganda im Interesse ihrer guten Beziehungen zu Osterreich-
Ungarn energisch niederzuschlagen (Serbisches Blaubuch Nr, 26). Am 20. Juli
erklirte er schlieBlich dem serbischen Geschdftstriger, daB er es wohl begreifen
konne, wenn angesichts der Haltung, die Serbien — trotz fortgesetzter deutscher
Ratschldge — gegeniiber der benachbarten Monarchie einnehme, ,man jetzt
dort energischere Seiten aufzoge®. (Deutsche Dokumente Nr. 91.)

**) DaB die Rede Tiszas Beachtung fand, beweist Nr. 23 des serbischen
Blaubuches. Der serbische Gesandte in Wien schlieft einen Bericht vom 15. Juli
mit den Worten: ,,Eines steht heute schon fest: Osterreich-Ungarn wird diplo-
matische Schritte in Belgrad unternehmen, sobald die Untersuchung in Sarajevo
abgeschlossen und der Fall dem Gericht vorgelegt sein wird.
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rischen Schritten dadurch zuvorzukommen, daB sie aus eigenem
Antriebe gegen die an dem Morde des Erzhc-_:rmg-Thron@gerg Mit-
schuldigen vorging und MaBnahmen traf, die eine Gewdhr fir die
Zukunft boten. Nichts dergleichen geschah®). Der Anstiftung
des Mordes dringend Verdichtige konnten rechtzeitig aus Belgrad
verschwinden, ohne daB die serbischen Behorden ihnen nachstellten.
Serbischerseits ist der Einwand erhoben worden, die osterreichisch-
ungarische Regierung habe wihrend dieser Zeit keinerlei Ersuchen
an Serbien gerichtet, in Belgrad eine Untersuchung einzuleiten, auch
seien ihr nicht die Ergebnisse der Vernechmung der Attentéter
in Sarajevo amtlich mitgeteilt worden. Dem ist entgegenzu-
halten, daB aus den Mitteilungen der Presse aller Welt bekannt war,
daB die Fiaden der Verschworung, der der Erzherzog-Thronfolger
zum Opfer fiel, nach Belgrad fiihrten**). Auch hat der osterreichisch-
ungarische Geschaftstriger in Belgrad bereits am 30. Juni auf dem
Ministerium des AuBeren angefragt, welche Schritte seitens der ser-
bischen Palizei ergriffen worden seien (Osterreichisch-ungarisches
Rotbuch 1914, Nr. 2, Deutsche Dokumente Nr. 12).

Die serbische Regierung unternahm keinerlei derartige Schritte.
Serbien bekundete auch nicht den Willen, dem Nachbarstaate so
weit entgegenzukommen, wie dies der Anstand im internationalen
Verkehr geboten hitte. Wahrend der ersten drei Wochen des Juli
1014 hallten die serbischen Bldtter von Schmihungen gegen Oster-
reich-Ungarn wider, wihrend kaum eine Stimme laut wurde,
welche mehr als ein formelles Bedauern fiir die nationale Trauer der
Donau-Monarchie aussprach®***). Die serbische Regierung ihrerseits
hat weder Rechtshilfe angeboten, noch irgend einen Versuch unter-
nommen, den beleidigenden Hetzereien gegen den Nachbarstaat ent-
gegenzutreten. Die Mitglieder der Regierung wetteiferten auf ihren

*) Die von seiten des Feindbundes oft hervorgehobene Erklirung des
Gesandten Jovanowitsch an den Unterstaatssekretdr Macchio vom 30. Juni
(Serbisches Blaubuch Nr. 5) erfolgte nicht im Auftrag der serbischen Regierung
und ist nur als Kondolenzbesuch zu bewerten.

**%) Der serbische Gesandte in Wien hat am 6. Juli ausfiihrlich hieriiber
berichtet, und namentlich auf die Anschuldigungen hingewiesen, die gegen
Ciganowitsch und Pribitschewitsch erhoben wurden (Serbisches Blaubuch
Nr. 16). Ciganowitsch verschwand drei Tage nach dem Attentat aus Belgrad,
als sein Name in den Zeitungen genannt wurde (Osterreichisches Rotbuch 1919,
I, Nr. 61), ohne daB die serbische Regierung ihm nachstellte (Serbisches Blau-
buch Nr. 39). Erst auf die &dsterreichisch-ungarische Note vom 23. Juli hin
wurde ein Steckbrief gegen ihn erlassen und nunmehr auch der schwerbelastete
Major Tankositsch verhaftet (Serbisches Blaubuch Nr. 39).

***) Dies hatten Serbiens Freunde anscheinend vorausgesehen. Viviani
riet am 1. Juli, Sasonow am 4. Juli eindringlich zu Ruhe und Wohlverhalten
(Serbisches Blaubuch Nr. 13 und 14). Auch der serbische Gesandte in Wien

warnte am 6. Juli vor den Folgen der Haltung der serbischen Presse (Serbisches
Blaubuch Nr. 15).




Wahlreisen mit den Abgeordneten aller Parteien in Kundgebungen
der Feindschaft und Unnachgiebigkeit gegen Osterreich-Ungarn.
Es stand somit zu erwarten, daB die serbische Regierung selbst ange-
sichts der verbrecherischen Folgen ihrer Osterreich-Ungarn gegen-
iiber gefiihrten Politik nicht bereit und geneigt war, andere Bahnen
einzuschlagen und das ihre beizutragen, um ihr Verhiltnis zur Nach-
barmonarchie in ein friedliches und ertrégliches umzugestalten.

Osterreich-Ungarn faBte daher von vornherein scharfe Mittel
ins Auge. Allem Anschein nach hat die Haltung Serbiens withrend
der ersten Juli-Wochen zu einem besonders energischen Vorgehen
der Wiener Regierung beigetragen. Das Osterreichische Rotbuch
von 1919 und die quellenkritische Studie von Gooss*) enthiillen
interessante Einzelheiten iiber die Entstehung der &sterreichisch-
ungarischen Note und die Verhandlungen zwischen Wien und Buda-
pest. Diesen Interna ist nicht allzu groBe Bedeutung beizumessen.
Ein schwankender Charakter mehr oder weniger, eine List oder eine
Liige zu viel haben auf das Vorgehen der Wiener Regierung sicherlich
weniger EinfluB gehabt, als die allgemeine Stimmung in den Donau-
landern. Das Gesamtbild, das sich aus den osterreichisch-unga-
rischen Akten ergibt, ist das folgende : Berchtold strebte eine kriege-
rische Losung an. Weshalb er eine andere Ldsung von vornherein
ablehnte, ist nicht recht erkennbar. Tisza wollte anfangs eine
Lésung, wie sie damals wohl jeder verniinftige Politiker — auch in
Berlin — erwartet hatte, ein Verfahren, das moglicherweise den
beabsichtigten Erfolg erzielt haben wiirde. Er empfahl ,,ein ernstes
und energisches Vorgehen in Belgrad*® in Gestalt einer ,,in gemesse-
nem, aber nicht drohendem Tone gehaltenen Note*, welche ,kon-
krete Beschwerden' und ,,prézise Petita® enthielt, so daB Serbien
die Moglichkeit bliebe, ,,den Krieg im Wege einer, allerdings schweren,
diplomatischen Niederlage zu vermeiden®. (Osterreichisches Rot-
buch 1919, I, Nr. 12.) Weshalb sich der ungarische Ministerprésident
in der Ministerbesprechung vom 14. Juli (Osterreichisches Rotbuch
1919, I, Nr. 19) umstimmen lieB, ist nicht recht ersichtlich, doch
scheint die Haltung der Belgrader Regierung das Wesentlichste
hierzu beigetragen zu haben (Deutsche Dokumente Nr. 49). Berch-
told hat sowohl Tisza wie den Kaiser Franz Joseph besonders da-
durch im Sinne des von ihm angestrebten scharfen Vorgehens zu
beeinflussen gesucht, daB3 er darauf hinwies, die deutsche Regierung
erwarte ein energisches Einschreiten gegen Serbien. Es ist zweifel-
los richtig, daB in Berlin eine radikale Losung erwartet und ge-
wiinscht wurde. Dafiir, daB Wien deutscherseits zu einem schérferen
Vorgehen gedriingt worden ist, als es selbst beabsichtigte, fehlt jeder

*) Roderich Gooss, Das Wiener Kabinett und die Entstehung des Welt-
krieges. (Wien, 1919,)
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Anhalt in den Deutschen Dokumenten. Hingegen féllt die Unter-
lassung jeder Warnung auf, die man auf die zahlreichen Berichte
der Wiener Botschaft hin, welche iiber Berchtolds Absicht einer
kriegerischen Ldsung des Konflikts Mitteilungen machten (Deutsche
Dokumente Nr. 19, 29, 49, 65, 87), erwarten kénnte. Berchtold
hat aber die dultsche Regierung immer nur zu einem geringen Teil
in seine Plane eingeweiht. Er hat ihr keinen reinen Wein einge-
schenkt. Uber die im Wiener Ministerrat vom 19. Juli (Osterreichi-
sches Rotbuch 1919, I, Nr. 26) vorgesehenen Annexionen oder
,,Grenzberichtigungen® ist offenbar nie ein Wort nach Berlin gelangt.
Am 20. Juli versicherte vielmehr Berchtold dem deutschen Bot-
schafter, es sei ,,beschlossen worden, von jeder dauernden Einver-
leibung fremden Gebietes abzusehen. (Deutsche Dokumente
Nr. 94.) Auch sonst waren die Mitteilungen iiber das beabsichtigte
osterreichisch-ungarische Vorgehen im Ausdruck wenig bestimmt
gehalten, so daB Jagow wiederholt fragen muBte, wohin eigentlich
der Weg fiihren solle (Deutsche Dokumente Nr. 61, Osterreichisches
Rotbuch 1919, I, Nr. 41).

Im {ibrigen muB bei der Beurteilung der Haltung der Wiener
Regierung beriicksichtigt werden, daB3 nach der damals herrschenden,
anscheinend gerechtfertigten Auffassung durch eine Bestrafung der
Mitschuldigen an dem Morde in Sarajevo eine dauernde Klirung
der austro-serbischen Beziehungen nicht erreicht worden wire, dab
vielmehr die Lage es als unumginglich erheischte, das Ubel der
groBserbischen Agitation an der Wurzel zu |)'1LM:]1 wenn es ge-
lingen sollte, in diesem Wetterwinkel Fur(}pds Ruhe zu schaffen.
Man ddlfannehmen daB Bethmann Hollweg in seinen Ausfiihrungen
fiir den UntersuchuugsaussuhuB die damalige Auffassung richtig
wiedergibt. Er sagte:

Die absolute Treulosigkeit der serbischen Politiker war in Wien bekannt.
Mit milden Mitteln war nichts mehr zu erreichen. Versprechungen wiiren mit
dem Willen gegeben worden, sie bei der ersten guten UL|L“J._'[I['||._1[ zu brechen.
LieB sich Osterreich auf diese oft geiibte serbische Taktik ein, so war die
moralische Auflosung des dsterreichisch-ungarischen Staates vollzogen. Der
letzte mdgliche Augenblick war da, um die osterreichische -\utunrar bei der
siidslawischen Welt wiederherzustellen.  Solite er nicht unwiederbringlich
veriorc_u gehen, so mubBte fest und schnell zugegriffen werden. (A. a. 0., S. 21.)

Osterreich-Ungarn sah sich demgem&B veranlaBt, die Forde-
rungen, die es zur Siihnung des Mordes von Sarajevo und zur Er-
reichung von Slchemngm fiir Serbiens Kkiinftiges Wohlverhalten
stellte, in eine sehr scharfe Form zu kleiden, in Kenntnis der von
Serbien beliebten Methoden, fiir ihre Annahme eine bestimmte Frist
zu setzen und ihre in Bulgrdd tiberreichte Note zu verdffentlichen.

Die Bekanntgabe der an Serbien gerichteten Forderungen (die
vielfach als eine unnétige Verschérfung des dsterreichisch- unga-
rischen Schrittes angesehen worden ist) erscheint mlbstwr%landtmh




e e e e e e e i e 4 1

da Serbien durch sein Verhalten nicht nur die Pflichten eines fried-
lichen Nachbarn verletzt hatte, sondern auch die Zusicherungen,
die es auf Drdangen der Méichte in der am 31. Mirz 1909 in Wien
tiberreichten Note iibernommen hatte. In dieser Note verpflichtete
sich Serbien, ,,die Richtung seiner gegenwértigen Politik gegeniiber
Osterreich-Ungarn zu dndern und kiinftighin mit diesem letzteren
auf dem FuBe freundnachbarlicher Beziehungen zu leben*. Die
serbische Regierung tat jedoch so gut wie nichts, um ein friedliches
Verhdltnis zur Nachbarmonarchie herbeizufiithren. Sie pflegte viel-
mehr den Geist des Hasses gegen Osterreich-Ungarn und zettelte
in den Grenzléndern der Monarchie eine wohlorganisierte subversive
Bewegung an. Gegen diese groBserbische Propaganda richtete sich
letzten Endes die Osterreichisch-ungarische Aktion von 1914. Inso-
weit die panserbische Agitation nicht als Ursache des Attentates
von Sarajevo anzusehen ist, kann man sagen, daB die Ermordung
des Erzherzogs zum ,Vorwand“ genommen wurde. Sofern dieser
Zusammenhang aber bestand, und das ist damals in Berlin jeden-
falls angenommen worden, war jener Mord ein berechtigter AnlaB
zum Einschreiten und zur Behebung der Ursachen des Ubels. Frag-
wiirdig erscheint, auch vom damaligen Standpunkt aus, in erster
Linie die Wahl der Mittel.

Bei der Bewertung der Osterreichisch-ungarischen Note wird
vielfach vorausgesetzt und zu Unrecht geglaubt, daB sie Forderungen
enthalten habe, die bis dahin unerhort waren. Die Annahme, daB
sie ohne Gegenstiick in der Geschichte sei, beruht jedoch auf Irrtum.
Durch die Forderungen der Pariser Friedensvertrage von 1919 und
die Noten der Alliierten aus der Nachkriegszeit wird sie natiirlich
in jeder Hinsicht in den Schatten gestellt. Auch die Noten, die der
Feindbund wiihrend des Krieges an neutrale Staaten, wie Griechen-
land, gerichtet hat, gehen iiber die osterreichisch-ungarische vom
23. Juli 1914 hinaus. Weniger hiufig erinnert man sich aber daran,
daB z. B. England und Frankreich in ihrem Ultimatum vom 25, Mai
1882 von Agypten die Verbannung des Kriegsministers und anderer
Fiihrer der nationalen Bewegung sowie den Riicktritt der gesamten
Regierung verlangten. Es lag damals keine Provokation vor, wie
die serbische gegeniiber Osterreich-Ungarn, um diese Forderungen
zu rechtfertigen, die um ein Wesentliches die der Wiener Regierung
ibertrafen. Das englische Ultimatum an Portugal vom 5. Januar
1890 stellte eine Frist von weniger als drei Tagen, ebenso das der
Vereinigten Staaten an Spanien vom 20. April 1898. Dieses letztere
Ultimatum sollte freilich eingestandenermaBen den Krieg herbei-
fiihren, wie auch das italienische Ultimatum an die Tiirkei vom
28. September 1911, das mit nur 24 Stunden befristet war. Es
liegt auf der Hand, daB die osterreichisch-ungarische Note an
Serbien in Feindbundkreisen deshalb besonders abfillig beurteilt
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worden ist, weil ihr die weitgehenden Zwecke unterstellt wurden,
die man selbst bei dhnlichen Anldssen verfolgt hatte. Jeder ge-
rechten Beurteilung miiBte aber eine Wiirdigung des gegebenen
Anlasses und die verfolgten Ziele vorhergehen.

Eine Kritik der Note selbst diirfte sich heute jedoch eriibrigen,
zumal die deutsche Regierung seinerzeit an der Abfassung selbst
nicht beteiligt war. Nur zwei Fragen sind beziiglich des Ultimatums
noch von Interesse: ob diese Note eine friedliche Lisung des Kon-
fliktes iiberhaupt zulieB, und ob sie den damaligen politischen Ge-
brauchen entsprach. Die dritte Frage, ob Serbien, seinen eigenen
EntschlieBungen folgend, eine andere Stellung zum osterreichisch-
ungarischen Ultimatum eingenommen hiitte, als geschehen ist, kann
heute noch nicht beantwortet werden.

Zur Frage, ob die Note eine friedliche Losung zulieB, gehort
die Vorfrage, ob ihre Annahme denkbar gewesen wire. Es sei des-
halb auf den Vorschlag der italienischen Regierung vom 27, Juli
hingewiesen, daB die vier Machte (Deutschland, Italien, England
und Frankreich) Serbien den Rat erteilen sollten, die Note unein-
geschrinkt anzunehmen (Englisches Blaubuch Nr. 57); ferner auf
die Mitteilung des serbischen Geschaftstrigers in Rom vom 28. Juli,
wonach Serbien die osterreichische Note nach Erlduterung der
Punkte 5 und 6 nachtriiglich noch annehmen wiirde (Englisches
Blaubuch Nr. 64 ; Deutsche Dokumente Nr. 357 ; vgl. auch Deutsche
Dokumente Nr. 249). Anscheinend hat San Giuliano diese Er-
kldrung nur nach London und Grey dieselbe nur nach Berlin weiter-
gegeben. Bethmann Hollweg bezeichnete ,ein derartiges Nach-
geben Serbiens als geeignete Basis fiir Verhandlungen*. (Deutsche
Dokumente Nr. 384.) Warum Grey es unterlieB, sich in &hnlichem
Sinne in Petersburg und Belgrad zu &uBern, ist nicht ersichtlich.
Diese Grundlage einer Verstindigung hdtte alle Kriegsabsichten
Berchtolds vereitelt. Sie wiirde eine sichere Verhandlungsbasis
abgegeben haben.

Befristete Noten, die von Kriegsdrohungen begleitet waren,
sind in der neueren Geschichte nicht selten gewesen. Es sei an die
Noten Englands und Frankreichs an Agypten 1882, Englands an
Portugal 1890, der Vereinigten Staaten von Amerika an Spanien
1898, Englands an Frankreich 1898, Englands an die Tiirkei 1906,
Italiens an die Tiirkei 1911 erinnert. Wie bereits oben erwihnt,
hat Osterreich-Ungarn am 18. Oktober 1913 ein Ultimatum an
Serbien gerichtet mit der Forderung, binnen acht Tagen Albanien
zu rdaumen. Einzelne der genannten Ultimaten haben zu Kriegen
gefiithrt, ohne aber, ebensowenig wie die Balkankriege, eine all-
gemeine Konflagration zu verursachen. Keine von ihnen war
durch die Bedrohung vitaler Interessen des angreifenden Staates
hervorgerufen, ein Moment, das bei der Beurteilung des Oster-
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reichisch-ungarischen Vorgehens 1914 immerhin sehr ins Gewicht
féllt. So weitgehend auch die Wiener Forderungen an Serbien
waren, so werden sie doch in allen Punkten von den Noten iiber-
troffen, die England, Frankreich und RuBland zu wiederholten
Malen 1916 und 1917 an das damals neutrale Griechenland gerichtet
haben. Ob der Osterreichisch-serbische Krieg von irgendeinem
Gesichtspunkte aus gerechtfertigt erscheinen kann, mag dahin-
gestellt bleiben. Der Krieg der Vereinigten Staaten mit Spanien,
der Burenkrieg, der russisch-japanische Krieg, der italienisch-
tiirkische Krieg und die Balkankriege sind jedenfalls aus geringeren
Anléssen entstanden.

3. Deutschlands Stellungnahme

Nach der Bluttat von Sarajevo war auch in Deutschland jeder-
mann bald iiberzeugt, daB Osterreich-Ungarn Serbien zur Rechen-
schaft ziehen werde, denn niemand zweifelte daran, daB dies Ver-
brechen ein AusfluB der groBserbischen Propaganda sei. Dieser
nunmehr ein Ende zu machen, erschien geboten. Mit seiner Rand-
glosse vom 4. Juli ,Jetzt oder nie" (Deutsche Dokumente Nr. 7)
bewegte sich der Kaiser ganz auf dem Boden der 6ffentlichen Mei-
nung Deutschlands.

In den ersten Tagen nach dem Attentat wurde allerdings in
Berlin eine Mitschuld der serbischen Regierung anscheinend nicht
angenommen. Wenigstens berichtete der englische Geschéftstriger
am 30. Juni, daB ihm Zimmermann gesagt habe, ,er hiitte dem
russischen Botschafter geraten, alle Anstrengungen zu machen, um
die Belgrader Regierung zu bewegen, daB sie Osterreich bei der
Untersuchung des Mordes tatkréftigst unterstiitze. Er sei sicher,
daB Herrn Paschitsch keine Verantwortung treffe, und daB dieser
Serbien leicht von jedem Verdacht der Mitschuld rein waschen
konne, wenn er die Beweggriinde, die zu dieser Schreckenstat ge-
filhrt hdtten, von sich wiese”. (Oman, S. 15%).) Noch am 3. Juli
gab Zimmermann dem franzosischen Geschéftstriger und am fol-
genden Tage dem russischen Botschafter eine dhnliche Erklirung
ab. ,Er hoffe, daB Serbien den Forderungen entsprechen werde,
die Osterreich zur Ermittlung der Mitschuldigen des Verbrechens
von Sarajevo und zu ihrer Verfolgung stellen kénnte. Er ver
traue darauf, weil Serbien, wenn es anders handele, die Meinung

*) €. Oman, The Outbreak of the War of 1914—1918. (London 1919.)
Eine offizidse Darstellung auf Grund der Akten des englischen Ministeriums
des AuBeren. Oman bemerkt hierzu, dies sei ein guter Rat gewesen, dement-
sprechend Serbien auch gehandelt habe. FEr verweist aber als Beleg nur auf

-einen unbekannten Bericht des englischen Geschaftstrigers in Belgrad vom

17. Juli und auf das serbische Blaubuch Nr. 5, nfimlich den Schritt des serbischen
Gesandten in Wien, der bereits oben (S. 38 Anm.) charakterisiert wurde.
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der ganzen zivilisierten Welt gegen sich hitte*). (Franzosisches
Gelbbuch Nr. 9.) Hier ist nicht mehr davon die Rede, daB die ser-
bische Regierung keine Verantwortung treffe. Dies mag Zufall
sein, ist aber vielleicht auf den Bericht Tschirschkys aus Wien
(Deutsche Dokumente Nr. 7) zuriickzufithren, der am 2. Juli ein-
ging, demzufolge Berchtold erklart hatte, die Fiaden der Verschwo-
rung gegen den Erzherzog Franz Ferdinand liefen in Belgrad zu-
sammen. Am gleichen Tage ging ein Telegramm aus Wien ein
(Deutsche Dokumente Nr. 8), in dem von der Moglichkeit einer
Ssterreichisch-ungarischen Demarche in Belgrad die Rede war.
Auch mag der erste Bericht, den der Gesandte in Belgrad nach dem
Attentat einreichte (Deutsche Dokumente Nr. 10), und der am
3. Juli einging, die urspriingliche Auffassung des damaligen Leiters
des Auswirtigen Amtes zu ungunsten Serbiens beeinfluBt haben.
Am 4. Juli berichtete Szdgyeny, Zimmermann habe ihm versichert,
er fande ein energisches, entschiedenes Vorgehen der Monarchie,
auf deren Seite heute die allgemeinen Sympathien der gesamten
gesitteten Welt wiiren, gegen Serbien ganz begreiflich, doch wiirde
er diesbeziiglich groBe Vorsicht empfehlen und raten, an Serbien
keine demiitigenden Forderungen zu stellen.” (Osterreichisches
Rotbuch 1919, I, Nr. 5.) Ob und wie weit die Berliner Auffassung
in jenen ersten Tagen geschwankt hat, wird sich nachtriglich kaum
noch feststellen lassen. Diese Einzelheiten sind auch ziemlich be-
langlos. Jedenfalls ist am 5. Juli nicht mehr angezweifelt worden,
daB das Attentat gegen den Erzherzog-Thronfolger auf groBserbische
Umtriebe zuriickzufiihren sei, und daB hinter diesen bewuBt und
verantwortlich die serbische Regierung stehe.

Bis dahin kann von irgendwelcher Serbenfeindlichkeit nicht
die Rede sein. Der Umschwung in der Haltung der deutschen Re-
gierung gegeniiber Serbien und den osterreichisch-ungarischen
Balkanplinen diirfte jedenfalls in erster Linie auf die Emporung
iiber den Mord von Sarajevo zuriickzufiihren sein. Jagow erklarte
dem Untersuchungsausschuf:

Wir hatten unserm Wiener Bundesgenossen stets den Rat gegeben, wieder
ein freundschaftliches Verhiltnis zu Serbien anzubahnen und einen Interessen-
ausgleich anzustreben. Aber der Mord von Sarajevo, der — eine Frucht der
groBserbischen Propaganda — ein grelles Schlaglicht auf die Beziehungen der
Nachbarstaaten warf, muBte auch uns iiberzeugen, dab dies unmdglich geworden
war. (A.a. 0, S.24) '

Jene blutige Tat wurde damals in der ganzen zivilisierten Welt
verabscheut. Das englische und franzosische Parlament haben un-
mittelbar darauf sie verurteilt. Auf den deutschen Kaiser, der erst
vor kurzem — am 12. und 13. Juni — in Konopischt Gast des Er-

*) Vgl. die ganz dhnliche Erkldrung Poincarés zu Szecsen am 4. Juli
(Osterreichisch-ungarisches Rotbuch 1914, Nr. 4).
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mordeten gewesen war, machte dies Verbrechen begreiflicherweise
einen besonders tiefen Eindruck. DaB aber durch den Tod des Erz-
herzogs das ganze Gefiige des Dreibundes erschiittert worden sei,
wie der englische Geschiéftstriiger am 3. Juli berichtete (Oman,
S. 15), trifft sicherlich nicht zu. In Berlin werden, wie auch anders-
wo, die rein menschlichen Empfindungen die politischen Erwigungen
zunichst in den Schatten gestellt haben. Man hat dann aber die
allgemeine Verurteilung der Mordtat als Faktor in die politische
Berechnung eingestellt: Sehr zu Unrecht, wie sich bald zeigte.

Was die Haltung der deutschen Regierung anlangt, so ist der
Ausgangspunkt fiir die Betrachtung der damaligen Lage in dem
osterreichisch-ungarischen Memorandum zu suchen, das am 5. Juli
in Berlin iiberreicht wurde (Deutsche Dokumente Nr. 14). Diese
Denkschrift verdient deshalb sorgfiltiges Studium, weil sie die
Auffassung des Wiener und — soweit unwidersprochen — des Ber-
liner Kabinetts iiber die politische Gesamtlage wiedergibt. Nur
iiber einen Punkt erteilt sic keinen AufschluB, und auch die bisher
veroffentlichten Akten schweigen hieriiber. Das ist die Frage, wie
sich Deutschland zur fritheren Gsterreichisch-ungarischen Balkan-
politik, und insbesondere zu Serbien, gestellt hat. Wir wissen aber aus
dem Osterreichischen Rotbuch 1919 (I, Nr. 2), daB sich Tisza am
I. Juli iiber die ,,Eingenommenheit des deutschen Kaisers fiir
Serbien beklagt hat. Er bat, die Anwesenheit Kaiser Wilhelms in
Wien zu benutzen, um seine Sympathie fiir Serbien ,,an der Hand
der letzten empirenden Ereignisse zu bekdmpfen‘.” Der Kaiser
kam nicht nach Wien. Die Weitergabe der Geriichte von einem
gegen ihn geplanten Attentat (Deutsche Dokumente Nr. 6a, 6b, 9;
Osterreichisches Rotbuch 1919, I, Nr. 3, ,,12 Mordbuben unterwegs‘)
hat aber anscheinend dem Zwecke dienen sollen, ihn gegen Serbien
einzunehmen.

Auch der englische Botschafter in Wien hat unter dem 5. Juli
berichtet, daB der ,deutsche Kaiser mit der Serbien feindlichen
Politik Osterreich-Ungarns nicht einverstanden gewesen sei'‘(Oman,
S. 14; vgl. auch Deutsche Dokumente Nr. 16, 41). Bethmann
Hollweg hatte, wie aus dem Osterreichischen Rotbuch 1919 (I, Nr; 7)
hervorgeht, Osterreich-Ungarn ,,bisher stets den Rat erteilt, sich
mit Serbien zu vertragen“. Berlin scheint nach der Wiener Auf-
fassung die Ausfithrung Osterreichisch-ungarischer Balkanpléne
wiederholt beeintréichtigt zu haben. Nach dem Umschwung schrieb
deshalb Tisza, am 8. Juli, von dem ,langersehnten vollen Erfolg in
Berlin*“ (Osterreichisches Rotbuch 1919, I, Nr. 12). Auch der
bayerische Gesandte in Wien, Freiherr von Tucher, berichtete am
18. Juli nach Miinchen:

GroBe Genugtuung erweckt auf dem Ballplatz der Umschwung in bezug
auf die Beurteilung Serbiens in Berlin, wo jetzt die Unmoglichkeit eines freund-
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nachbarlichen  Verhiltnisses klar geworden ist (Untersuchungsausschufs, Bei-
lage 1, 8. 92).

Fiir Deutschland bestand kein Grund zu zweifeln, daB die
Regierung in Belgrad fiir das Attentat gegen den Erz‘hcrzog—'lhrop-
folger verantwortlich zu machen sei. Es schien eine ernsthafte
Untersuchung in Sarajevo stattzufinden (Deutsche Dokumente
Nr. 7, 8, 13). Von dem Bericht Wiesners iiber das zweifelhafte
Ergebnis der Vernehmungen (Osterreichisches Rotbuch 1919, I,
Nr. 17) hat Berlin keine Kenntnis erhalten. Die deutschen Be-
richte aus Belgrad (Deutsche Dokumente Nr. 10, 19a) schienen die
Wiener Auffassung von der Schuld Serbiens zu bestétigen. Es ist
auch nicht zu vergessen, daB die serbische Presse in jenen Tagen
eine maBlose Hetze gegen Osterreich-Ungarn betrieb, daB serbische
Diplomaten sich zu ungehorigen AuBerungen hinreiBen lieBen, und
daB nach glaubwiirdigen Nachrichten damals in Belgrad wiederholt
sterreichfeindliche Demonstrationen stattgefunden haben. Alles
dies war geeignet, Berlin von der Notwendigkeit eines Einschreitens
gegen Serbien zu iiberzeugen.

Die deutsche Regierung wurde bereits am 5. Juli vor die Frage
gestellt, wig sie sich zu einer dsterreichisch-ungarischen Aktion gegen
Serbien stellen werde. Die Denkschrift (Deutsche Dokumente
Nr. 14), die ihr an diesem Tage {iberreicht wurde, und in der die
meisten schwebenden Fragen der europdischen Politik berthrt
werden, hat selbstredend ihre Vorgeschichte. Sie ist nicht mit
Riicksicht auf den Mord in Sarajevo abgefaBt worden, sondern
stellte die Folgerungen zusammen, die die Wiener Regierung aus
den Besprechungen gezogen hatte, die in der letzten Zeit mit Berlin
gepflogen worden waren*). Drei Brennpunkte dieser Besprechungen
bilden die Besuche Kaiser Wilhelms in Wien, Miramar und Kono-
pischt. Wenn auch das Osterreichisch-ungarische Memorandum
offenbar iiber den Rahmen der damaligen Erorterungen hinausgeht,
so bildet es doch in gewissem Sinne nur ihre Fortsetzung. Es ist
jedenfalls auf denselben Grundgedanken aufgebaut und behandelt
in erster Linie die gleichen Fragen, die Kaiser Wilhelm mit dem
Kaiser Franz Joseph und seinen Ministern, bzw. mit dem Erzherzog
Franz Ferdinand besprochen hatte. Auf jene Unterredungen
zuriickzugreifen, eriibrigt sich in diesem Zusammenhange. Es
genligt festzustellen, daB die austro-serbischen Beziehungen damals
kaum beriihrt worden sind, und daB keine Rede davon gewesen ist,
sie durch GewaltmaBnahmen zu regeln,

*) In sehr vielen Punkten fubt diese Denkschrift auf dem ,,Vortrag”
des Grafen Tisza vom 15. Marz 1914, der ebenfalls eine Beurteilung der euro-
pdischen Lage insbesondere mit Bezug auf den Balkan enthdlt. Wiedergegeben
bei Wilhelm Fraknéi, Die ungarische Regierung und die Entstehung des Welt-
krieges (Wien 1919).




L T = 47

Was nun den Inhalt des osterreichisch-ungarischen Memo-
randums anlangt, so wird hinsichtlich der allgemeinen Lage in Europa
darauf hingewiesen, daBl die Mittelmichte eine konservative Politik
betrieben, wihrend der Zweibund Frankreich-RuBland einer offen-
siven Tendenz huldigte. Der européische Friede sei bisher nur dank
der militdrischen Uberlegenheit des durch Ruminien verstirkten
Dreibundes erhalten worden. Die Wiener Regierung zog ferner
eine Bilanz der Ergebnisse des Balkankrieges, in der die Passiv-
posten die Aktiva iiberwogen. Zwar sei ein albanischer Staat ge-
griindet worden, Griechenland nehme eine dem Dreibund freundliche
Haltung ein und Bulgarien habe sich von dem russischen EinfluB
befreit. Dagegen sei die Tiirkei sehr geschwicht und Serbien auBer-
ordentlich vergroBert worden. Die Union Serbiens mit Montenegro
stehe bevor. Die bedenklichste Erscheinung sei aber die Entfrem-
dung Ruminiens, sein¢ Anndherung an RuBland und sein enges
Einvernehmen mit Serbien. Das Biindnis der Mittelmichte mit
Ruménien sei nahezu entwertet. Durch diese Verschiebung der
Krifte und des politischen Gesamtbildes sei die Hauptfriedens-
garantie Europas, die militdrische Uberlegenheit der Mittelmichte,
im Begriff zu verschwinden®).

Dazu komme, daB RuBland und Frankreich sich mit dem ihnen
giinstigen Ergebnisse der Balkankriege nicht zufrieden gidben. Ihre
Politik gehe offenbar darauf aus, die gegenwirtig vorhandene Spal-
tung der Balkanvilker zu beheben und den neu zusammenge-
schlossenen Balkanbund als Waffe gegen Mitteleuropa zu gebrauchen,
um die militdrische Uberlegenheit des Dreibundes zu beseitigen.

*) Tisza schrieb in seinem vorerwihnten Vortrage vom 15. Mirz 1914:

5, Wir brauchen eine weit vorausblickende Politigue de longue main, welche
die Gegensitze (zwischen den Balkanstaaten) ebnet, die Hindernisse aus dem
Wepge schafft und eine uns genehme Gruppierung der Krifte in Siidosteuropa
Zuwege bringt.

: »2u diesem Zwecke miissen wir aber nicht nur mit unseren eigenen Ab-
sichten, sondern auch mit Deutschland ins reine kommen. Unsere Aufgabe
ist an und fiir sich schwierig; von einem Erfolg kann keine Rede sein, wenn
wir nicht die volle Gewihr haben, von Deutschland verstanden, gewiirdigt und
unterstutzt zu werden. Deutschland muB einsehen, daB der Balkan nicht nur
fiir uns, sondern auch fiir das Deutsche Reich von entscheidender Wichtig-
keitiistivaies

_nDeutschlands zwei Nachbarn werden die milit4rischen Vorbereitungen
sorgfiltiz fortsetzen, den Krieg jedoch solange nicht anfangen, bis sie nicht
emne gegen uns gerichtete Gruppierung der Balkanvilker erreicht haben, welche
die Monarchie einem Angriff von drei Seiten aussetzt und den groBten Teil
unserer Streitkrdfte an unsercer Ost- und Siidgrenze bindet. Der Schwerpunkt
der europdischen Politik liegt also — auch vom deutschen Standpunkt — auf
dem Balkan, und es ist gerade so gut ein deutsches wie ein Osterreichisch-
ungarisches cher:stllﬁerussc, der zielbewuBten und auf Frankreich gestiitzten
russischen Balkanpolitik eine ebenso zielbewuBte, harmonische deutsch-oster-
reichische Politik entgegenzustellen.”
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Als Mittel zu diesem Zwecke diene anscheinend (dies wurde iibrigens
inzwischen durch russische und serbische Dokumente bestétigt)
das Versprechen einer VergroBerung der Balkanstaaten auf Kosten
Osterreich-Ungarns im Wege einer allgemeinen Grenzverschiebung
von Ost nach West. Eine solche Politik sei um so gefahrlicher,
als die Revanchepldne Frankreichs zur Geniige bekannt seien und
RuBland auBerordentliche Riistungen betreibe, die sich offensichtlich
gegen Deutschland richteten.

Um diese Gefahren zu beschwdren, schlug die Wiener Regierung
vor, Bulgarien an Stelle von Ruminien zum Balkanexponenten der
Mittelmachte zu machen, Werde Bulgarien vor der von RuBland
und Frankreich erstrebten Isolierung bewahrt, so konne es vom
AnschluB an den neuen Balkanbund abgehalten werden. Hierzu
sei ein Vertragsverhaltnis mit Bulgarien erforderlich, das durch ein
bulgarisch-tiirkisches Biindnis zu ergiinzen sei. Auf diese Weise
lasse sich die russisch-franzosische Balkanpolitik und ihre aggres-
siven Absichten vererteln.

In militirischer Hinsicht wurde lediglich in Aussicht genommen,
daB ,.die Monarchie fiir den Kriegsfall andere Dispositionen treffen
und auch die Anlage von Befestigungen gegen Ruminien in Be-
tracht ziehen'* miisse. Beide MaBnahmen wurden mit der Unzuver-
lissigkeit der Bukarester Regierung begriindet. Dies militérische
Programm hitte sich ebensowenig wie das politische innerhalb von
Wochen oder Monaten verwirklichen lassen. Es handelte sich dem-
nach bei allen Vorschligen um ein Programm auf lange Sicht,

Serbien wird in dieser Denkschrift nur ganz kurz erwdhnt.
Osterreich-Ungarns Stellung zu diesem Nachbar wird dagegen
in einem SchluBabsatz, der nach der Mordtat von Sarajevo ge-
schrieben ist, dargelegt. Wie wir heute wissen, liegt das Bedenk-
liche in Osterreich-Ungarns Stellungnahme zu Serbien weniger
in dem, was in dieser Denkschrift gesagt worden ist, als in dem,
was sie nicht enthalt. Denn sowohl in dem ersten Entwurf des
Memorandums (vom Mai), wie auch in seiner zweiten Fassung (vom
Juni) ist die Maoglichkeit einer Wiederanndherung Serbiens an
Osterreich-Ungarn durch ruménische Vermittlung noch vorgesehenn.
Durch die Streichung dieses Punktes, die natiirlich in Berlin nicht
bekannt war, gewinnen im Anhang zur Denkschrift die Worte ,,Un-
iiberbriickbarkeit des Gegensatzes zwischen der Monarchie und
Serbien und ,die Notwendigkeit, mit entschlossener Hand die
Faden zu zerreiBen' eine Bedeutung, die ohne Kenntnis der Vor-
geschichte des Memorandums nicht ersichtlich war. Bei der Zu-
sammenkunft in Konopischt war bekanntlich von Serbien {iberhaupt
nicht die Rede, diese Schwenkung der Wiener Politik lieB sich also
gar nicht erkennen.
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Das Handschreiben des Kaisers Franz Joseph vom 2. Juli
(Deutsche Dokumente Nr. 13) faBt den Inhalt des Memorandums,
der ein an sich einwandfreies politisches Programm darstellt, noch
einmal zusammen und verschérft seine Grundgedanken, namentlich
in der serbischen Frage. Es bleibt aber als Hauptinhalt das durch-
aus friedliche Ziel, einen neuen, den Mittelméichten freundlichen
Balkanbund zu schaffen. Wenn das Wiener Kabinett, das hierin
mit Petersburg und Paris iibereinstimmte, die Besitzverhiltnisse
auf dem Balkan so kurz nach den Balkankriegen noch nicht als
endgiiltig ansah, so ist dies nur natiirlich. Bulgarien war im Frieden
von Bukarest schweres Unrecht geschehen. Nichts ist begreiflicher,
als daB man in Wien geneigt war, aus dieser Tatsache politischen
Nutzen zu ziehen. Wenn es demnach in dem Schreiben des Kaisers
Franz Joseph heiBt, das Bestreben Osterreich-Ungarns miisse ,,in
Hinkunft auf die Isolierung und Verkleinerung Serbiens gerichtet
sein*’, so ist dies ebenfalls nicht befremdlich. Zu Unrecht ist hieraus
die erklérte Absicht eines Osterreichisch-ungarischen Eroberungs-
krieges gefolgert worden. Eine solche Absicht konnte dem Schreiben
nicht entnommen werden, denn es heiBt anschlieBend, ,,die erste
Etappe auf diesem Wege wire in einer Stirkung der Stellung der
gegenwartigen bulgarischen Regierung zu suchen®. Dies bedeutete
ein Programm, das sich erst in Jahr und Tag verwirklichen lieB.
Halt man dieser Stelle die des Memorandums gegeniiber, in der es
heit, Bulgarien miisse vor russischen Lockungen eines Wieder-
erwerbes Mazedoniens bei einer staffelweisen Verriickung der
Grenzen von Ost nach West bewahrt werden, so scheint es, daB in
Wien damals die Absicht bestanden hat, Bulgarien in der Hoffnung
auf einen kiinftigen Krieg gegen Serbien zu bestirken¥).

Was schlieBlich die Haltung Deutschlands gegeniiber den
osterreichisch-ungarischen Vorschldgen anlangt, so ist zunéchst
festzustellen, daB zwischen dem Kaiser, dem Kanzler und dem
Auswirtigen Amt Ubereinstimmung geherrscht hat. Eine Stellung-
nahme zur Wiener Darlegung der allgemeinen europiischen Lage
erfolgte nicht, doch ist die Auffassung der deutschen Regierung
und ihre Beunruhigung aus dem ErlaB nach London vom 16, Juni
(Deutsche Dokumente Nr. 3) ersichtlich. Die 6sterreichisch-unga-
rischen Sorgen wegen der Lage auf dem Balkan, und insbesondere
Serbiens, wurden als berechtigt anerkannt. Die russischen und
serbischen Urkunden haben ja auch die Wiener Darstellungen in
allen wesentlichen Punkten bestitigt. Die Berliner Regierung er-
kldrte ihr Einverstindnis mit jedem Vorgehen Osterreich-Ungarns
gegen Serbien, also auch mit einem Kriege. Sie gab der Wiener

ety ’I'atsﬁc!llich wurde bei dem Ministerrat vom 19. Juli in Wien ,,die Ver-
kleinerung Serbiens zugunsten anderer Staaten ins Auge gefabt (Osterreichisches
Rotbuch I, Nr. 26).

4
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Regierung freie Hand. Ubrigens war auch die psterreichisch-unga-
rische Regierung der Ansicht, daB sie allein zu entscheiden habe,
was gegen Serbien unternommen werden miisse (Osterreichisches
Rotbuch 1919, I, Nr. 3). Deutscherseits ist aber nicht die Ein-
willigung zu einer machtpolitischen Aktion im Sinne einer Expan-
sionspolitik gegeben worden. Von der Absicht eines ,,Vormarsches
auf Konstantinopel®, von der der Feindbund zu berichten weild, ist
nach MaBgabe der Berliner und Wiener Akten keine Rede. Die
Aktion war als rein defensives Unternehmen gedacht. Sie wurde
deutscherseits gebilligt trotz der Gefahr einer Verwickelung mit
RuBland (Deutsche Dokumente, Band I, S. XV, XVI; Reichstags-
Denkschrift vom 3. August 1914 ; Osterreichisches Rotbuch 1919, I,
Nr. 6).

Hinsichtlich der speziellen Vorschlage Osterreich - Ungarns
wurden deutscherseits zwar Bedenken gegen einen AnschluB Bul-
gariens an den Dreibund erhoben, schlieBlich diesem aber zuge-
stimmt, Die Berliner Regierung wollte jedoch ihre friiheren guten
Beziehungen zu Ruménien nicht aufgeben, ohne noch einmal
den Versuch zu machen, Ruminien vom AnschluB an einen den
Mittelmichten feindlichen Balkanbund abzuhalten. Sie verlangte
auch, daB der Vertrag mit Bulgarien keine Spitze gegen Ruménien
haben diirfe. Eine Stellungnahme zur schwebenden osterreichiseh-
serbischen Frage, also eine Erorterung der Mittel und Wege, wurde
ausdriicklich abgelehnt, Osterreich - Ungarn  jedoch nahegelegt,
rasch zu handeln, um fiir seine Aktion gegen Serbien die giinstige
Konstellation des Augenblickes auszunutzen. Dieser letztere Rat,
der politisch zweifellos richtig war, ist im Laufe der nidchsten Wochen
mehrfach wiederholt worden.

Bei diesem entscheidenden Wendepunkt vom 5. und 6. Juli
ist zundchst festzustellen, daB von der Absicht, einen allgemeinen
Krieg zu entfesseln, die der Feindbund der deutschen Regierung
unterstellt hat, keine Rede gewesen ist. Dies zeigt einmal, daB
in Wien und Berlin Pléne einer Balkanpolitik in Aussicht genomimen
wurden, die zu ihrer Verwirklichung langere Zeit erforderten. Uber
die Moglichkeit, daB aus einer gsterreichisch-ungarischen Aktion
gegen Serbien ein allgemeiner Krieg entstehen konne, war man
sich natiirlich im klaren. Von einem dolus eventualis der deutschen
Regierung zu sprechen, ist unzuldssig, denn dieser juristische Begriff
ist auf politische Erwiigungen nicht anwendbar, Dbei denen natur-
gemiB alles relativ ist. Die Gefahr der Entfesselung eines euro-
piischen Krieges bestand seit Jahren bei jeder politischen Aktion.
Selbst die Entsendung einer deutschen Militarmission nach der
Tiirkei hat im Januar 1914 fast zum europidischen Kriege gefihrt,
und es ist leider anzunehmen, daB sich die europdischen Staats-
manner allzu sehr an den Gedanken der immer vorhandenen Kriegs-
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gefahr gewohnt hatten. Fiir die Beurteilung der deutschen Politik
zu Anfang des Juli 1914 ist nicht ausschlaggebend, ob sie die Mog-
lichkeit eines Krieges voraussah, sondern, wie ernst sie diese Gefahr
einschatzte. Hieriiber geben die Akten geniigenden AufschluB.
Offensichtlich sah man eine Gefahr fiir den Frieden nur auf seiten
RuBlands. Ein Eingreifen Englands erwartete man nicht, und
merkwiirdigerweise hat man auch von franzosischer Seite nichts
befiirchtet. Uber die Haltung der Petersburger Regierung scheint
die Ansicht geherrscht zu haben, daB RuBland nicht geniigend
geriistet sei und deshalb keinen Krieg fiihren konne und werde.
Zudem setzte man auBerordentlich groBe und, wie sich bald zeigen
sollte, ganz ungerechtfertigte Hoffnungen auf das Gefiihl monar-
chischer Solidaritdt, das den Zaren abhalten werde, ,.sich auf die
Seite der Prinzenmorder zu stellen*.

Es sei iibrigens darauf hingewiesen, daB in den Dokumenten
die Erorterung der Kriegsgefahr vermutlich mehr Raum einnimmt,
als der damaligen Auffassung tatsichlich entsprach. Denn der
ungiinstigste Fall wird stets ausfiihrlich behandelt, wihrend man
die Selbstverstindlichkeiten einer giinstigen Losung kaum beriihrt.

Die deutsche Regierung hat aus den wesentlichsten Gesichts-
punkten ihrer damaligen Haltung kein Hehl gemacht. In der
Reichstags-Denkschrift vom 3. August 1914 wurde iiber die Lage
zu Anfang Juli zutreffend gesagt:

Die k. u. k. Regierung benachrichtigte uns von dieser Auffassung (daB
es weder mit der Wiirde noch mit der Selbsterhaltung der Monarchie ver-
einbar wire, dem Treiben jenseits der Grenze noch linger tatenlos zuzusehen)
und erbat unsere Ansicht. Aus vollem Herzen konnten wir unserm Bundes-
genossen unser Einverstdndnis mit seiner Einschitzung der Sachlage geben
und ihm versichern, daB eine Aktion, die er fiir notwendig hielte, um der
gegen den Bestand der Monarchie gerichteten Bewegung in Serbien ein Ende
zu machen, unsere Billigung finden wiirde. Wir waren uns hierbei wohl bewuBt,
daB ein etwaiges kriegerisches Vorgehen Osterreich-Ungarns gegen Serbien
RuBland auf den Plan bringen und uns hiermit, unserer Bundespflicht ent-
sprechend, in einen Krieg verwickeln konnte. Wir konnten aber in der Er-
kenntnis der vitalen Interessen fﬁstcrr&:ich—[ﬁngarns, die auf dem Spiele standen,
unserem Bundesgenossen weder zu einer mit seiner Wiirde nicht zu vereinbaren-
den Nachgiebigkeit raten, noch auch ihm unseren Beistand in diesem schweren
Moment versagen. Wir konnten dies um so weniger, als auch unsere Interessen
durch die andauernde serbische Wiihlarbeit auf das empfindlichste bedroht
waren. Wenn es den Serben mit RuBlands und Frankreichs Hilfe noch linger
gestattet geblieben wire, den Bestand der Nachbarmonarchie zu gefdhrden,
0 wiirde dies den allmédhlichen Zusammenbruch Osterreichs und eine Unter-
werfung des gesamten Slawentums unter russischem Szepter zur Folge haben,
wodurch die Stellung der germanischen Rasse in Mitteleuropa unhaltbar wiirde,
Ein moralisch geschwiichtes, durch das Vordringen des russischen Panslawismus
zusammenbrechendes Osterreich wire fiir uns kein Bundesgenosse mehr, mit
dem wir rechnen kdnnten und auf den wir uns verlassen konnten, wie wir es

angesichts der immer drohender werdenden Haltung unserer ostlichen und
westlichen Nachbarn miissen,

Wir lieBen daher Osterreich vollig freie Hand
4*




in seiner Aktion gegen Serbien. Wir haben an den Vorbereitungen dazu nicht

teilgenommen. : ;
Die deutsche Regierung hat bei der Aufstellung der an Serbien

su richtenden Forderungen nicht mitgewirkt und hat dadurch in
kurzsichtiger Weise die Mitverantwortung zu vermeiden gesucht.
Bereits am 4. Juli schrieb der Kaiser an den Rand eines Berichtes
aus Wien (Deutsche Dokumente Nr. 7): Es sei ,.Jediglich Osterreichs
Sache, was es zu tun gedenkt. Nachher heiBt es dann, wenns schief
geht, Deutschland hat nicht gewollt”. Die Haltung der deutschen
Regierung Osterreich-Ungarn gegeniiber hat der bayerische Ge-
sandte in Wien, Freiherr von Tucher, seinerzeit sehr treffend ge-

kennzeichnet :

Unsere Stellung Osterreich-Ungarn gegeniiber ist sehr heikel; wir miissen
uns hiiten, seine Empfindlichkeit zu verletzen, und bei Fragen dieser Art ent-
halten wir uns sorgfiltig, ihm Ratschlige im einen oder im anderen Sinne
zu erteilen, um uns nicht in der Folge Vorwiirfen auszusetzen, falls die Ereig-
nisse eine unerwiinschte Wendung nehmen. Auch diesmal hat Deutschland
seinem Verbiindeten erklirt, dieser miisse lediglich seine eigenen Interessen
beriicksichtigen und so handeln, wie er es fiir notwendig erachte. Es hat sich
darauf beschrinkt, hinzuzufiigen, daf es ihm notigenfalls zur Seite stehen
wiirde. (Bericht des belgischen Gesandten in Wien vom 27. Juli 1914, Nr,
403/149, Deutsche Allgemeine Zeitung vom 22. Mai 1919.)

In seinem eigenen Bericht vom 14. Juli meldete der bayerische
Gesandte auf Grund seiner Kenntnisse und Beobachtungen:

Die Haltung Deutschlands ist die gleiche wie wihrend der ganzen Balkan-
krise: Osterreich-Ungarn hat zu erkennen, was seine Lebensinteressen sind,
und zu entscheiden, wie und wann es dieselben zu verteidigen hat. Deutschland
steht dem Bundesgenossen treu zur Seite und wird alle Konsequenzen aus dem
Biindnis ziehen (Untersuchungsausschuf, Beilage 1, 8. 91).

Die deutsche Regierung ist gemdB den bei Beginn der Krise
mit Wien vereinbarten Richtlinien vorgegangen. Sie hat ihren
Gesandten in Bukarest und Sofia entsprechende Weisungen erteilt
und sich, von gelegentlichen Warnungen an Serbien abgesehen, der
Einmischung in die serbische Frage enthalten. Die Wiener Re-
gierung machte allerdings den Versuch, Berlin zur Stellungnahme
zu veranlassen. Am 10. Juli telegraphierte der deutsche Bot-
schafter in Wien, Berchtold wiirde gern wissen, wie man in Berlin
iiber die Formulierung geeigneter Forderungen gegeniiber Serbien
denke. Er meinte, man konnte unter anderem verlangen, daB in
Belgrad ein Organ der osterreichisch-ungarischen Regierung ein-
gesetzt werde, um von dort aus die groBserbischen Umtriebe zu
iiberwachen (der spitere Punkt 5 der Note), eventuell auch die
Auflgsung von Vereinen (Punkt 2) und Entlassung einiger kompro-
mittierter Offiziere (Punkt 4). Die Frist zur Beantwortung miisse
moglichst kurz bemessen werden, wohl mit 48 Stunden. (Deutsche
Dokumente Nr. 29.)

_Am 1L Juli hat Tschirschky einen Privatbrief an Jagow
gerichtet, in dem die hauptsdchlichsten Forderungen an Serbien
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im AnschiuB an eine neuerliche Unterredung mit Berchtold auf-
gezdhlt waren. Man werde verlangen, ,der Konig miisse amtlich
und offentlich in einer feierlichen Erklirung und durch einen
Armeebefehl kundtun, daB Serbien sich von der Politik in groB-
serbischem Sinne lossage*. Diese Forderung ist in die Note auf-
genommen worden. ,Zweitens werde die Einsetzung eines Organs
der Gsterreichisch-ungarischen Regierung verlangt werden, das iiber
die strikte Einhaltung dieser Zusicherung zu wachen haben werde*,
also der vorerwiahnte Punkt 5 der Note. Ferner heifit es wie.in
dem Telegramm vom 10. Juli: ,,Die Frist zur Beantwortung dieser
Note werde so kurz wie moglich, also vielleicht mit 48 Stunden,
bemessen werden.* (UntersuchungsausschuB, Beilage 1, S. 120)

Wie aus dem Bericht des bayerischen Geschéftstrigers vom
18. Juli (Deutsche Dokumente, Anhang IV, Nr. 2) hervorgeht, hatte
man in Berlin Kenntnis von weiteren Punkten der beabsichtigten
osterreichisch-ungarischen Note, und zwar von den spéteren Punkten
6 und 4. Woher diese Kenntnis stammte, ist weder aus den
deutschen, noch aus den dsterreichisch-ungarischen Akten ersichtlich.
Jagow hat dem Untersuchungsausschull erklart:

Ich habe den Grafen Szogyeny, der mich fast téglich aufsuchte, verschiedent-
lich nach den Absichten seiner Regierung befragt und ihn um Mitteilung gebeten.
Er zeigte sich im ganzen wenig orientiert. Am 9. Juli hatte er mir versprochen,
dab wir von den zu treffenden Entscheidungen sofort in Kenntnis gesetzt
werden wiirden, der Zeitpunkt hinge noch von dem Ausgang der Untersuchung
in Sarajevo ab (Nr. 23 der Dokumente). Am 10. Juli berichtete Herr von
Tschirschky, Graf Berchtold habe gemeint, man konnte unter anderem gewisse,
im Bericht angegebene Forderungen an Serbien richten und eine Frist von
48 Stunden zur Beantwortung stellen (Nr. 20 der Dokumente).

Am 14, Juli meldete unser Botschafter dann, Graf Tisza habe sich jetzt
zu der Ansicht bekannt, daB man zu energischen Entschliissen kommen miisse,
und gesagt, dab volles Einverhehmen und Entschlossenheit herrsche. Die Note
sei in inrem letzten Wortlaut noch nicht festgestellt, bei ihrer Abfassung miisse
Riicksicht darauf genommen werden, daB sie fiir das groBe Publikum verstind-
lich sei und das Unrecht klar und deutlich Serbien zuschiebe (Nr. 40 der Doku-
mente). Ein weiteres Telegramm des Botschafters vom selben Tage enthielt
ahnliche AuBerungen des Grafen Berchtold. Der Minister hatte auch zugesagt, er
werde die Note — nach Feststellung des Textes und noch vor ihrer Unter-
breitung an seinen Kaiser — unverziiglich der deutschen Regierung zukommen
lassen. (Nr. 50 der Dokumente.)

Am 19. Juli habe ich nach Wien telegraphiert und um sofortige Mitteilung
der Note (nach Feststellung) gebeten. Vorherige Orientierung {iber wesentliche
Punkte des beabsichtigten Vorgehens sei erwiinscht. (Nr. 77 der Dokumente.)

Vergleiche ferner Telegramme und Briefe des Grafen Szbgyeny vom 21. Juli
Nr. 39 und 41 des Osterreichischen Rotbuches. (A. a. 0., S. 29.)

Auch Zimmermann sagte aus:’

Ich habe mich beim Grafen Sz0gyeny bei unseren hiufigen Zusammen-
kiinften regelmdBig nach den Nachrichten iiber die Untersuchung in Sarajevo
erkundigt und ihn gebeten, uns dariiber auf dem laufenden zu halten. Auch
habe ich wiederholt der Erwartung Ausdruck gegeben, daB seine Regierung
uns nicht vor vollendete Tatsachen stellen werde. (A.a. 0., S.33.)
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Unter diesen Umstidnden ist es schwer verstindlich, daB die
deutsche Regierung nicht besser unterrichtet wurde, eine Tatsache,
die sich wohl nur aus einer dahingehenden Absicht des Wiener
Kabinetts erklaren 14B8t. Denn in Berlin war schlieBlich iiber die
Note nur bekannt: die Absicht, sie auf 48 Stunden zu befristen,
die Forderung einer Proklamation (die von Serbien angenommen
wurde), sowie die Punkte 2, 4, 5 und 6 in Umrissen. (Von diesen
wurde Punkt 2 angenommen, gegen Punkt 4, 5 und besonders 6
wurden mehr oder weniger ernste Bedenken erhoben.) Aber selbst
diese Kenntnis war nur unbestimmter Art. Von Beschliissen wulite
man nichts, nur von Absichten und Erwégungen.

Wer das Leben in den Hauptstiddten der Welt in Zeiten poli-
tischer Spannung kennt, wird bestitigen konnen, daB iiberall Ge-
riichte umlaufen, daB jeder, der als eingeweiht gelten will, und
mancher, der tatsichlich unterrichtet ist, von den kommenden
Dingen zu berichten weiB. Alle, die einen Vorschlag zu machen
haben, geben zu verstehen, daB er bereits so gut wie angenommen sei.
Infolgedessen wird es damals in Wien leicht gewesen sein, etwas
iiber die bevorstehende Demarche gegen Serbien zu erfahren, schwer
dagegen zu ermitteln, welche Tatsachen der Wahrheit entsprachen
und als bindende Beschliisse anzusehen waren. So konnte der
bayerische Gesandte in Wien vier Tage vor der ersten, bedeutungs-
vollen Unterredung zwischen Berchtold und Tschirschky iiber den
Inhalt der Osterreichisch-ungarischen Note bereits iiber einige
Forderungen zutreffend, wenn auch noch unverbindlich, berichten.
Er meldete am 6. Juli:

Es wird auch davon gesprochen, aus den Attentaten einen Kriegsfall
zu konstruieren und frither Versiumtes nachzuholen, da mit Serbien nicht
anders fertig zu werden ist. Dazu liegt heute noch kein geniigender Grund
vor. Erst wenn Serbien sich weigern sollte, die Forderungen, welche je nach
den Ergebnissen der Untersuchung in Sarajevo von Osterreich-Ungarn gestelit
werden, zu erfiillen, zum Beispiel Auflosung der Narodna-Odbrana und anderer
groBserbischer Vereine, Bestrafung der Anstifter und Mitschuldigen der Atfen-
tate u. dgl., konnte man an GewaltmaBregeln gegen Serbien denken. Es ist
sicher, daB sich Kaisér Franz Joseph nur unter dem Druck zwingender Umstdnde
zu Schritten entschlieBen wird, in deren Gefolge ein europdischer Krieg ent-
brennen kann. (UntersuchungsausschuB, Beilage 1, S. 90.)

Wie aus dem englischen Blaubuch (Nr. 161) bekannt ist, hat
der englische Botschafter in Wien bereits am 16. Juli telegraphisch
uper die beabsichtigte Osterreichisch-ungarische Demarche berichtet
(siehe auch Oman, S. 14), und der franzosische Konsulatskanzler
in Wien, der vielleicht einen tschechischen Freund im Ministerium
des }‘}uBern hatte, schrieb am 20. Juli einen Bericht iiber die beab-
sichtigte Note, der den Inhalt der Punkte 1,2, 3 und 8 ziemlich
zutreffend wiedergibt (Franzosisches Gelbbuch Nr. 14). Paris war
demnach anndhernd ebenso gut unterrichtet wie Berlin.
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Die deutsche Regierung lehnte es am 11. Juli ab, zu Berchtolds
Fragen Stellung zu nehmen (Deutsche Dokumente Nr. 31) und
beschriankte sich darauf, nach Méglichkeit fiir einen glatten Verlauf
der Krise zu sorgen. So erteilte sie den Rat, den geplanten Schritt
vor der Offentlichkeit eingehend zu begriinden, und befiirwortete
den osterreichisch-ungarischen EntschluB, die Abreise Poincarés
aus Petersburg abzuwarten, damit nicht in der dort herrschenden
Verbriiderungsstimmung iibereilte Schritte beschlossen wiirden.

Die verantwortlichen Persénlichkeiten in Berlin hitten eine
baldige Demarche in Belgrad begriiBt, weil diese naturgemif
unter dem frischen Eindruck des Attentats von Sarajevo mehr
Verstdndnis und Sympathie finden muBte, und haben auch dieser
Auffassung wiederholt Ausdruck gegeben. Ferner zeigten sie eine
nur aus der noch unbekannten Geschichte der deutsch-Oster-
reichischen Bezichungen begreifliche Sorge, in Wien nicht als hem-
mender Faktor zu erscheinen (Deutsche Dokumente Nr. 61, 70).
Auf der anderen Seite lag die Befiirchtung nahe, daB der psycho-
logische Augenblick verpabt wiirde. Tschirschky wulte zwar fast
tdglich von Beratungen und Verhandlungen zu melden, nicht aber
von EntschlieBungen. ,Inoffizielle Geriichte aus Wien dagegen
lieBen mitunter den Eindruck zu, als zogere man dort und konne
nicht zum Entschlul kommen, was nach friiheren Erfahrungen nicht
ganz ausgeschlossen schien.” (Jagow, a. a. O., 5. 29.)

Eine Beeinflussung Osterreich-Ungarns durch die Berliner
Regierung im Sinne einer Verscharfung der zu stellenden Forderungen
ergibt sich, wie gesagt, aus den deutschen Akten nicht. Berlin
hat keinen direkten EinfluB auf den Inhalt der Note an Serbien
ausgeiibt. Auch der deutsche Botschafter in Wien hat an den Be-
ratungen iiber die in Belgrad zu stellenden Forderungen nicht teil-
genommen. Dies bestdtigte {ibrigens Tisza kurz vor seinem Tode
in einer Rede im ungarischen Abgeordnetenhause am 22. Oktober
1918. Bis er durch das Telegramm vom 6. Juli (Deutsche Doku-
mente Nr, 15) verstindigt wurde, daB Deutschland ,,zu den zwischen
Osterreich-Ungarn und Serbien schwebenden Fragen naturgemiB
keine Stellung nehme'’, hat Tschirschky in Wien zur MiBigung
und Vorsicht geraten. Bereits am 30. Juni berichtet er, daB er jeden
AnlaB benutze, um nachdriicklich und ernst vor iibereilten Schritten
zu warnen (Deutsche Dokumente Nr. 7). Er empfahl, vor allem die
europdische Gesamtlage in Rechnung zu ziehen. Ahnlich duBerte
er sich am 2. Juli dem Kaiser Franz Joseph gegeniiber (Deutsche
Dokumente Nr. 11),

Diplomaten und Propagandastellen des Feindbundes haben
wiederholt versucht, Tschirschky als Kriegshetzer und alldeutschen
Scharfmacher hinzustellen. (Siehe Englisches Blaubuch Nr. 141,
161, Oman S. 14, Franzosisches Gelbbuch Nr. 18, 109, 114, Ser-
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bisches Blaubuch Nr. 22, 24, 52.) Die deutschen Urkunden zeugen

. gegen diese Auffassung, gegen die auch die ganze Veranlagung des-
Botschafters spricht. Tschirschky war von Natur sehr vorsichtig
und eher pedantisch. Er war den Wiener Herren unsympathisch
durch die schulmeisterische Art seines Auftretens, mit der er oft —
vielleicht mehr berechtigt als diplomatisch gewandt, und daher
in der Wirkung verfehlt — ihnen die Zerfahrenheit der osterreichisch-
ungarischen Zustéinde und den herrschenden Schlendrian vorhielt.
Er sah die Zeichen des Zerfalls der Monarchie und erkannte die Not-
wendigkeit, daB diese etwas tun miisse, um sich zu retten. Da er
aber gleichzeitig wohl daran zweifelte, ob sie noch stark genug sei,
ein schwere internationale Krisis zu iiberstehen, kann er unmoglich
aus eigenem Antriebe zum Kriege gehetzt haben. Selbst sein
Gegner Lichnowsky erklérte gegeniiber dem Untersuchungsaus-
schub:

Ich habe Herrn von Tschirschky seit seinem Eintritt in den diplomatischen
Dienst gekannt und ihn als einen iiberaus gewissenhaften, vielleicht sogar
etwas dngstlichen und pedantischen Beamten beurteilt, der gewill aus eigener
Initiative keine schroffe Haltung eingenommen und sich nicht in Uberein-
stimmung mit seiner vorgesetzten Behorde in einer so wichtigen Frage be-
funden hitte. (UntersuchungsausschuB, Beilage 1, 8.34.)

Der damalige Militdrattaché in Wien hat ebenfalls bezeugt,
daB ,der jetzt ofters erhobene Vorwurf, Herr von Tschirschky
habe zum Kriege gedriingt und die ihm erteilten Richtlinien tber-
schritten, seiner Ansicht nach ganz ungerechtfertigt'* sei. (A.a. O,
S. 35.) Zeugnisse dieser Art liegen zahlreich vor. Da die nach
Wien ergangenen Weisungen bekannt sind, missen die Behaup-
tungen iiber Tschirschkys Kriegstreiberei als Erfindungen angesehen

werden, auch dann, wenn sie von Berchtold herrithren. (Oster-

reichisches Rotbuch 1919, I, Nr. 3 und 10. Siehe hierzu Gooss,

a.a. 0., S.40, Anm.; Deutsche Dokumente, IV, S. 172, Anhang 1X.)

In Berlin war aus den Berichten Tschirschkys bekannt, dab

Berchtold personlich eine kriegerische Losung des Konfliktes be-

vorzugte. Ebenso wuBte man, daB Tisza zur MaBigung riet. In

diesen Konflikt der Meinungen wurde deutscherseits nicht ein-

gegriffen. Die deutsche Regierung scheint selbst der Auffassung

gewesen zu sein, daB eine Losung des Bsterreichisch-serbischen

Konfliktes ohne kriegerische Auseinandersetzung moglich sei, wenn

Serbien sich bereit erklirte, die Mordtat von Sarajevo zu sithnen

und ausreichende Garantien fiir die Zukunft zu geben®). Zeigte

sich Serbien nicht gewillt, die diesbeziiglichen dsterreichisch-unga-

_ rischen Forderungen zu erfiillen, so sah man in Berlin in der An-
i wendung militdrischer Zwangsmittel offenbar ein geringeres Ubel

*) Siehe Franzisisches Gelbbuch Nr. 9, Serbisches Blaubuch Nr. 19, 26,
Deutsche Dokumente Nr. 91.
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als in der Fortdauer des durch die groBserbischen Umtriebe ge-
schaffenen Zustandes dauernder Beunruhigung.

Da iiber die Absichten der Wiener Regierung und den Inhalt
der Note nichts Néheres bekannt war (Deutsche Dokumente Nr. 61),
wurde deutscherseits am 19. Juli telegraphisch um Mitteilung ihres
Wortlautes gebeten (Deutsche Dokumente Nr. 77). Dieser lag aber
erst am Abend des 22. Juli in Berlin vor*). Da die Note, wie der
osterreichisch-ungarische Botschafter erklérte, bereits nach Belgrad
abgegangen war (am 20. Juli! — Osterreichisches Rotbuch 1919, I,
Nr. 27), wire es nicht moglich gewesen, eine Ab#nderung ihres
Wortlautes zu erwirken. Die osterreichisch-ungarischen Forde-
rungen wurden jedoch von Bethmann Hollweg und von Jagow
als zu weitgehend und die Sprache der Note als zu scharf beurteilt**).
DaB man in Berlin den Vertretern des Dreiverbandes von dieser
Einschidtzung keine Mitteilung machte, ist ganz natiirlich. Die
Meldung Szbgyenys, Jagow habe ihm versichert, ,,daB die deutsche
Regierung mit dem Inhalt dieser Note selbstverstindlich ganz ein-
verstanden sei‘’ (Osterreichisches Rotbuch 1919, 11, Nr. 6), stimmt
mit der Darstellung Jagows nicht iiberein. Dieser hat dem Unter-
suchungsausschuly erklirt :

Graf Szépyeny suchte mich am 22. abends soviel ich mich erinnere,
war es nach 7 Uhr auf, um mir den Text der dsterreichischen Note zu iiber-
bringen. (Nach der Weisung Nr. 30 des Osterreichischen Rotbuches sollte es
eigentlich erst am 24. friih geschehen.) Nach Kenntnisnahme sagte ich dem
Botschafter, da mir die Note nach Form und Inhalt zu scharf erscheine, Ich

*) Der Bericht aus Wien vom 21. Juli (Deutsche Dokumente Nr. 106),
mit dem der Text der Note eingereicht wurde, ist in den Dokumenten als erstes
vom 22. Juli eingeordnet worden. Dadurch wird der Eindruck hervorgerufen,
daB diese ,nachmittags' registrierte Urkunde frithzeitig eingegangen sei.
Dies ist nach Jagow, Ursachen und Ausbruch des Weltkrieges (Berlin 1919),
Seite 109, nicht der Fall, denn sie wurde ihm erst in den Abendstunden
vorgelegt,

**) Vgl. Deutsche Dokumente, Anhang IX, Jagow, a.a. O., Bethmann
Hollweg, Betrachtungen zum Weltkriege (Berlin 1919), 8. 138 f. — Die Dar-
stellung Bethmanns und Jagows bestitigt eine Textverinderung bei der ersten
Vertffentlichung des Runderlasses vom 21. Juli (Deutsche Dokumente Nr. 100).
In diesem ohne Kenntnis des Wortlauts der Wiener Note geschriebenen Erlasse
werden die Osterreichisch-ungarischen Forderungen als ,billig und maBvoll**
bezeichnet, in der Anlage zur Reichstagsdenkschrift vom 3. 8. 1914 dagegen
nur als ,,gerechtfertigt',

Wann das Ultimatum Tschirschky in Wien ausgehiindigt worden ist,
1aBt sich nicht mehr feststellen. ,,Nach den Telegrammen des Grafen Berch-
told vom 21, und 22. Juli (Nr. 46 und 47 des dsterreichischen Rotbuches) scheint
es, dab es eigentlich erst am 22. friih geschehen sollte. Das Telegramm Herrn
von Tschirschkys vom 21. Juli (Nr. 103 der Dokumente) und sein Bericht vom
gleichen Tage (Nr. 106 der Dokumente) lassen jedoch erkennen, daB die Uber-
gabe und Absendung in Wien am 21. nachmittags und der Eingang in Berlin

gmsgli. nachmittags erfolgt ist. (Jagow, UntersuchungsausschuB, Beilage I,
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laube, besonders betont zu haben, daB ich die vielen Forderungen nicht
gliicklich fande. Der Graf entgegnete, da sei nun nichts mehr zu machen. Die
Note sei bereits nach Belgrad iibersandt und werde dort andern Tags — den
anderen Morgen, wie er irrtiimlich angab — {ibergeben werden. Ich driickte
dem Botschafter mein ernstes Befremden aus, daB die Mitteilung zu spit erfolgt,
daB uns keine Gelegenheit geboten wiirde, dazu Stellung zu nehmen. ... Auch
dem Reichskanzler erschien die Note zu scharf, Wir muBten uns aber sagen,
daB es materiell nicht mehr moglich war, Bedenken in Wien zur Geltung zu
bringen, dab diesbeziiglich Schritte daher nutzlos sein wiirden. {Untersuchungs-
ausschuB, Beilage I, S. 30, 31.)

Bei der Haltung der Belgrader Regierung in der Vergangenheit
sowohl wie wihrend der Krisis 1914 konnte €s deutscherseits nicht
als wahrscheinlich angesehen werden, dab Serbien den Wiener
Forderungen nachkommen wiirde. Von vornherein war also damit
zu rechnen, daB militdrische Operationen Osterreich-Ungarns gegen
Serbien stattfinden wiirden. Es verdient aber hervorgehoben zu
werden, daB die deutsche Regierung keineswegs einen Krieg gegen
Serbien unter allen Umstiinden wiinschte oder gar ihn herbeizu-
fithren suchte. Dies geht zur Geniige aus ihrer Stellungnahme zur
serbischen Antwortnote hervor. (Siehe die Randbemerkung des
Kaisers unter der serbischen Antwortnote, Deutsche Dokumente
Nr. 271, sein Schreiben an Jagow vom 28. Juli, Deutsche Dokumente
Nr. 293, das Schreiben des Generals von Plessen an den General-
stabschef vom gleichen Tage, ,,Deutsche Politik**, IV, 29, vom
28 7. 1919, und das Telegramm des Reichskanzlers nach Wien,
ebenfalls vom 28. Juli, Deutsche Dokumente Nr. 323.)

Dic Haltung der deutschen Regierung in der Zeit bis zum
Ultimatum an Serbien setzt sie mancherlei berechtigten Kritik aus.
Es kann aber niemand in Kenntnis der amtlichen Aktenstiicke
behaupten, sie sei von dem Streben nach Weltherrschaft diktiert
worden. Die Sorge um die Erhaltung des Bestehenden, die Furcht
vor den Folgen, die das Ubergewicht des Dreiverbandes fiir den
Frieden Europas haben konnte, standen im Vordergrund der Er-
wigungen. Am Balkan erstrebte die Entente neuen Machtzuwachs,
dort erwuchsen damit neue Gefahren. ,,Dem Weltfrieden war
gedient, er war fiir lange Zeit gesichert, wenn €s gelang, die groB-
serbischen Umtriebe zur Ruhe zu bringen**). Diese Auffassung hat
Bethmann Hollweg gegeniiber dem Untersuchungsausschuld wohl
zu begriinden gewuBt. Er leitete seine zusammenfassende Denk-
schrift folgendermaBen ein:

Das Urteil {iber unsere Behandlung der Bsterreichischen Antrdge vom
5. Juli 1914 hingt wesentlich davon ab, welcher Wert der Erhaltung der dster-
1'31:(2111?5Eh—k11|§{&1’1SC!‘IL‘D GroBmachtstellung beizumessen war. Die Notwendig-
keit eines starken Osterreich ist von deutschen Staatsminnern so oft und nach-

driicklich ausgesprochen worden, daB ein fester Grundsatz unserer auswértigen
Politik als vorliegend anerkannt werden wird. Fiirst Bismarck ist auch in der

*) Bethmann Hollweg, a. a. 0., 5. 21.
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Zeit, wo er im AbschluB des Riickversicherungsvertrages den russischen Balkan-
wiinschen Entgegenkommen bewies, nicht von der Auffassung abgewichen,
daB ,,die Existenz Osterreich-Ungarns als einer starken und unabhingigen
GroBmacht fiir Deutschland eine Notwendigkeit* sei, ja ,,eine Notwendigkeit
allerersten Ranges'* (Brief an Lord Salisbury vom 22. November 1887), die
uns gebieten wiirde, selbst mit der Waffe fiir die Aufrechterhaltung dieses
Zustandeseinzutreten. Die Nachfolgerdes Fiirsten Bismarck waren auf ein biindnis-
fahiges Osterreich um so mehr angewiesen, je weiter sich die gegnerische Koalition,
die Sorge des Reichsgriinders, entwickelte und befestigte. Als Fiirst Biilow
wihrend der Annexionskrise 1908/09 ,,das deutsche Schwert in die Wagschale
der europdischen Entscheidung” (Fiirst von Biilow, Deutsche Politik, Seite 60)
warf, als ich wihrend der Balkankrise 1912/13 unsere Entschlossenheit aus-
sprach, unserem Bundesgenossen bei der Verfolgung seiner legitimen Inter-
essen zur Seite zu stehen (Rede im Reichstag vom 3. Dezember 1012), ging es
um dieses von Bismarck aufgestellte Prinzip. Eine Bedrohung der Unabhingig-
keit Osterreichs gefihrdete unsere eigene Weltstellung und zwang uns unseren
politischen Kurs auf.

Es wird nicht nachgewiesen werden konnen, daB. die Wahrung der ster-
reichischen Machtstellung fiir uns im Jahre 1914 von minderer Bedeutung
gewesen widre als zuvor. Die Anschauung, daf Gsfgrrt-ia_‘h-i_.lng:irn ein zum

Sterben verdammter Staat, ja bereits eine Leiche sei, und daf es Deutsch-
land als Pflicht der Selbsterhaltung betrachten miisse, sein Schicksal von dem
seines alten Bundesgenossen zu trennen, ist zwar mehrfach vertreten worden,
lieb aber die entscheidenden Momente aulier acht. Die Abwendung von Oster-
reich hiitte uns keine neuen Freunde verschafft. Der Sasonowsche Wink:
nLdachez I'Autriche et nous licherons la France'* hatte doch nur den Wert
eines gelegentlichen Aperqus ohne die Moglichkeit politischer Konsequenzen.
Osterreich aber wire in die Lage gekommen, neue Freunde zu wihlen, es hiitte
bei den Westmiichten offene Arme gefunden. Das angeblich sterbende Osterreich
wiirde sich als fiir die Zwecke der Einkreisungspolitik lebenskriftig genug
erwiesen haben, und die Isolierung des Deutschen Reiches wire vollendet
gewesen. Fiir den Gedanken einer deutsch-russischen Aufteilung Osterreich-
Ungarns, der gelegentlich aufgetaucht ist, wire nicht nur die 6ffentliche Meinung
Deutschlands unzugidnglich gewesen, er hiitte auch realpolitisch die slawischen
Probleme in einer fiir Deutschland unertriglichen und dauernd den Frieden
mit RuBiland ausschliefenden Weise verschoben. Fiir Deutschland gab es keine
Moglichkeit von Optionen. Die Weltlage war starr geworden und hatte sich
seit den beiden letzten Balkankrisen auf der allgemein unverinderten Basis
nur insofern weiter entwickelt, als die deutschfeindliche Koalition nach dem
AnschluB Englands an den russisch-franzdsischen Zweibund in ihren Absprachen
und Vorbereitungen eine diplomatisch und militirisch gebundene Konsistenz
gewonnen hdtte. Ein Riickzug aus unserer bisher, trotz stidndigen Kriegs-
risikos, festgehaltenen Position mit der Preisgabe Osterreich-Ungarns hitte den
kampflosen Abbau unserer eigenen Weltstellung bedeutet. Indem wir Osterreich
in der neuen Krise bundestreue Haltung zusicherten, nahmen wir ein deutsches
Interesse wahr, das anerkannte Interesse der Erhaltung  Osterreich-Ungarns
als biindnisfahige GroBmacht. (A.a. 0., S. 12) i

Jagow hat dem UntersuchungsausschuB erklirt :

Deytsch]and hatte keine Wahl; nicht aus romantischer Treue, sondern
gmzcie; eigenen Stellung willen konnte es Osterreich nicht fallen lassen. (A.a.0,,
. Al
Von denen, die sich zu einer nachtriglichen Kritik der damaligen
Haltung der deutschen Regierung befahigt fiihlen, wird vielfach
tibersehen, daB die auswiirtige Politik in hohem Grade zwangsldufig
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ist. Bethmann Hollweg und Jagow haben durchaus mit Recht
darauf hingewiesen, daB sie am 5. Juli 1914 Osterreich-Ungarn nicht
im Stich lassen konnten. Die Moglichkeit der Loslosung aus dem
bestehenden Bundesverhiltnis war in diesem Zeitpunkt nicht mehr
geboten. Rasches Handeln war erforderlich. Die Frage, ob Oster-
reich-Ungarn fallen gelassen werden solle, konnte nicht im Augen-
blick einer Krisis gelost werden. Diese Wendung hatte langer und
ausgiebiger Vorbereitungen bedurft. Ein dringender AnlaB zu einer
derartigen Politik, etwa mit Riicksicht auf die Gefahren, die das
Bundesverhiltnis fiir die Sicherheit des Reiches hatte, lag nicht
vor*), Gegeniiber den englisch-deutschen und den franzosisch-
deutschen Gegensiitzen, die seit vielen Jahren die Hauptsorge der
Reichsregierung bildeten, erschienen der Balkan und der russisch-
osterreichische Gegensatz als ein Nebenkriegsschauplatz. Bei der
damaligen Weltlage wire auch der Versuch seiner Loslosung von
Osterreich-Ungarn niemals gelungen. Die Geheimhaltung der er-
forderlichen Schritte wire keinesfalls moglich gewesen. Die Wiener
Regierung, von London, Petersburg oder Paris aus verstindigt,
hitte sofort ihrerseits neue Verbindungen gesucht. Sie wiirde
damals sehr viel leichter als Deutschland Anschluff gefunden haben,
so daB letzteres durch seine eigene politische Schwenkung vollig
isoliert worden wire.

Bei Ausbruch der Julikrisis 1914 standen der deutschen Re-
gierung nur noch zwei Wege offen: Sie konnte Osterreich-Ungarn
freie Hand lassen und sich die Moglichkeit spéterer Vermittlung
vorbehalten. Es stand aber auch zur Wahl, die Aktion gegen Serbien
unter deutscher Mitwirkung bzw. Kontrolle — und damit vollster
deutscher Verantwortlichkeit — vor sich gehen zu lassen. Der letztere
\Weg wire schon deshalb der richtigere gewesen, weil in den Augen
der Welt Deutschland ohnehin mitverantwortlich erscheinen mubte.
Die Ereignisse haben es sattsam bewiesen. Der erste Weg, der
Wiener Regierung freie Hand zu lassen, eroffnete die besseren Aus-
sichten fiir eine griindliche Losung der serbischen Frage. Der
zweite bot eine groBere Gewahr fiir die Erhaltung des Weltfriedens.
Da die Gefahr eines Weltkrieges tatsichlich bereits sehr nahe geriickt
war, muBte der zweite Weg gewihlt werden. Er gewihrte der
Berliner Regierung die Moglichkeit, jederzeit — auch gegen den
Willen Osterreich-Ungarns — die schwebende Balkanfrage dem
europiischen Frieden zu opfern, ein Vorgehen, das sie im spateren
Verlauf der Krisis versucht hat, jedoch vergebens, nachdem sie
den Herren in Wien zu Anfang freie Hand gelassen hatte. Der

. *) Das Biindnis mit Osterreich-Ungarn hat naturgemi#f und zu allen
Zeiten fiir Deutschland die Gefahren einer kriegerischen Verwickelung erhoht.
Darauf hat bereits Bismarck in seiner Rede vom 6. Februar 1888 hingewiesen.
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Irrtum in der Wahl des Weges erscheint heute schwer verstidndlich.
Man muB aber beriicksichtigen, daB der deutschen Regierung nicht
so vollstidndig, wie heute aller Welt, bekannt gewesen ist, wie groB
1914 die Gefahr eines europdischen Krieges bereits angewachsen war,
ehe noch die verhidngnisvollen Schiisse in Sarajevo fielen.

In ihrer Note vom 16. Juni 1919 haben die Alliierten und
Assoziierten Méchte behauptet, ,,wéhrend langer Jahre héitten die
Regierenden Deutschlands, getreu der preuBischen Tradition, die
Vorherrschaft in Europa angestrebt... Sie hitten getrachtet,
sich dazu féhig zu machen, ein unterjochtes Europa zu beherrschen
und zu tyrannisieren... Als sie festgestellt hétten, daB ihre Nachbarn
entschlossen wiren, ihren anmaBenden Pldnen Widerstand zu leisten,
da hétten sie beschlossen, ihre Vorherrschaft mit Gewalt zu be-
griinden**.

In den deutschen und Gsterreichisch-ungarischen Akten findet
sich nicht der geringste Beleg fiir diese Behauptungen. Deutscher-
seits ist die Aktion gegen Serbien stets nur als PriventivmaBnahme
betrachtet worden.

Ferner haben die Alliierten und Assoziierten Michte in ihrer
Antwort auf die deutschen Gegenvorschlige erkldrt: Die Mittel-
méchte hatten versucht, ,die Losung einer europidischen Frage
den Nationen Europas durch die Drohung eines Krieges aufzu-
zwingen... Die serbische Frage wire nicht und hitte niemals
eine rein Osterreichisch-serbische Frage sein konnen... Sie war
threm Wesen nach eine europdische Frage, da sie die Kontrolle
des Balkans aufs Spiel setzte und daher nicht nur den Frieden auf
dem Balkan, sondern den ganz Europas betraf*.

Die Berechtigung dieser Auffassung vom Standpunkt des
Feindbundes aus 1aBt sich vertreten, sobald man zugibt, daB Serbien
der Exponent einer aggressiven Balkanpolitik des Drei-
verbandes war. Sicher ist aber, daB man in Berlin im Juli 1914
nicht eine Losung der serbischen Frage im Sinne einer europiischen
Balkanfrage anstrebte, sondern allein eine nachhaltige Kldrung
der unhaltbar gewordenen austro-serbischen Beziehungen. GewiB
kann man der deutschen Regierung den Vorwurf machen, daB sie
die europdische Gesamtlage nicht richtig einschitzte. Die Unter-
stellung weitgehender Plane, die ihr jetzt nachtriglich von ihren
Gegnern vorgeworfen werden, entbehrt jedoch offensichtlich jeder
Begriindung. Vergegenwartigt man sich all die Hilflosigkeit, Angst
und Planlosigkeit, die in dem deutschen Aktenmaterial offenbar
wird, dann wirkt die Auffassung der Alliierten und Assoziierten
Machte wie ein Hohn, wenn diese in der vorgenannten Denkschrift
behaupten: ,,Das autokratische Deutschland wollte unter dem
EinfluB seiner Lenker mit aller Macht die Vorherrschaft erlangen.
Die Nationen Europas waren entschlossen, ihre Freiheit zu retten.
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Die Furcht der Fiihrer Deutschlands, es mochten ihre Pldne
der Weltherrschaft durch die wachsende Flut der Demo-
kratie zunichte gemacht werden, fiihrte sie dazu, alle ihre
Bemiihungen darauf zu richten, jeden Widerstand mit einem Streiche
21 brechen, indem sie Europa in einen Weltkrieg stiirzten... In
der Erkenntnis, daB es seine Ziele nicht anders erreichen konnte,
entwarf und begann Deutschland den Krieg“. Wenn diese Ab-
sichten bestanden hatten, miiBten sie sich bereits in der Zeit vor
der Uberreichung des Bsterreichisch-ungarischen Ultimatums deut-
lich offenbaren. Wir finden aber in den Akten ebensowenig Spuren
von Plinen der Weltherrschaft wie von der wachsenden Flut der
Demokratie. Die internen MeinungsduBerungen der Dreiverbands-
michte lassen sich weit eher als autokratisch, denn als demokratisch
bezeichnen.

SchlieBlich ist die Pariser Schuldkommission in ihrem Bericht
vom 29. Mirz 1919 zu dem Ergebnis gekommen: ,,Der Krieg ist
von den Zentralméchten ebenso wie von ihren Verbiindeten, der
Tiirkei und Bulgarien, mit Vorbedacht geplant worden. Er ist das
Ergebnis von Handlungen, die vorsitzlich und in der Absicht be-
gangen wurden, ihn unabwendbar zu machen*‘. Von diesem Vor-
satz zum Weltkriege fehlt, wie gesagt, in dem deutschen Urkunden-
material jede Spur. DaB die Tiirken und Bulgaren an der Ent-
stehung des Weltkrieges nicht beteiligt waren, haben die Akten-
veroffentlichungen ebenfalls erwiesen. Die Berliner und Wiener
Absichten, die auf einem AnschluB Bulgariens und der Tiirkei an
den Dreibund abzielten, sollten in einer Zeit verwirklicht werden,
die erst nach der Regelung des austro-serbischen Konfliktes lag.
Eine Berechtigung der Hauptanklagen unserer Gegner kann also
nicht zugegeben werden.

Von anderer, namentlich von deutscher Seite, ist ferner der
Vorwurf, der nicht immer als Vorwurf gemeint ist, erhoben worden,
die deutsche Regierung hiitte einen Prédventiv krieg plan-
méBig herbeigefiihrt. Die Anhénger dieser Auffassung berufen sich
unter anderem auf die Reichstags-Denkschrift vom 3. August 1914,
in der es heiBt: ,,Wir waren uns hierbei wohl bewuBt, daB ein etwaiges
kriegerisches Vorgehen Osterreich-Ungarns gegen Serbien RuBland
quf den Plan bringen und uns hiermit, unserer Bundespflicht ent-
sprechend, in einen Krieg verwickeln konnte'‘. Diese SchluB-
folgerung 14Bt aber auBer acht, daB eine Kriegsgefahr in jenen
Jahren immerwihrend bestand. In der Politik ist alles relativ. Es
darf daher nicht gefragt werden: Bestand bei einem Vorgehen gegen
Serbien die Gefahr eines Weltkrieges? Die Frage muB vielmehr
lauten : Wie groB war diese Gefahr, bzw. wie hoch wurde sie deutscher-
seits eingeschatzt? Nun hat die deutsche Regierung ganz offen-
sichtlich geglaubt, daB RuBland nicht geniigend geriistet sei und
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deshalb auch nicht zum Kriege schreiten werde. Dies geht nicht
nur aus deutschen Aktenstiicken (Deutsche Dokumente Nr. 72,
Anhang IV, Nr. 2), sondern auch aus den osterreichisch-ungarischen
(Osterreichisches Rotbuch 1919, I, Nr. 6) und selbst aus denen
unserer Gegner hervor (z. B. aus dem Englischen Blaubuch Nr. 32,
161; dem Belgischen Graubuch, II, Nr. 12). An die Moglichkeit,
daB Frankreich und England vielleicht die Gelegenheit benutzen
wiirden, einen Krieg herbeizufiihren, falls Osterreich-Ungarns Vor-
gehen Deutschland ins Unrecht setzte, hat man offenbar iiberhaupt
nicht gedacht; ebensowenig daran, daB Osterreich-Ungarn weiter-
gehende Pldane haben kénnte, als die, welche es nach Berlin mitteilte.

Die Regierung Bethmann Hollwegs hat zweifellos viele Méngel
gehabt. Durch bewuBten Leichtsinn wird sie aber nicht gekenn-
zeichnet. Deshalb muf man als sicher annehmen, daB sie fiir einen
beabsichtigten Préventivkrieg Vorbereitungen getroffen haben
wiirde. Von derartigen Vorbereitungen ist aber nichts bekannt.
Im Gegenteil wissen wir, daB MaBnahmen, die im Falle eines bevor-
stehenden Krieges unerldBlich gewesen wiren, nicht ausgefiihrt
worden sind. Es sei nur an die obenerwahnte Verproviantierung
der Festungen StraBburg und Neubreisach, sowie an die Verringe-
rung des Etats fiir Munitionsbeschaffung um 314 Millionen am
27. Juli erinnert. Der damalige Stellvertretende Chef des General-
stabs der Armee hat in seinen Aussagen vor dem Untersuchungs-
ausschuB bekundet: ,,Ich kann auf das bestimmteste erkldren, daB
vor der Uberreichung des Ultimatums an Serbien von deutscher
Seite keine militédrischen Vorbereitungen und
Riistungen stattgefunden haben®. (Beilage 1, S. 64.) Falkenhayn,
damals preuBischer Kriegsminister, hat dem Untersuchungsaus-
schuB erkldrt: , Militirische Vorbereitungen und Riistungen haben
vor der Uberreichung des Ultimatums an Serbien auf meine An-
ordnung nicht stattgefunden“. (A. a. O., S. 63.) Der damalige
Stellvertretende Chef des Admiralstabs, Vizeadmiral Behncke, sagte
aus: ,,Auf Grund der am 5. Juli von Seiner Majestiit dem Kaiser
gegebenen Weisungen und in voller Beriicksichtigung der Auffassung
und der Wiinsche des Auswiértigen Amts, mit dem dauernde Ver-
bindung aufrecht erhalten wurde, haben in der Zeit vom 5. bis
23. Juli keinerlei militdrische Riistungen statt-
gefunden®. (A. a. O., S. 65.) Andere Offiziere an maBgebender
Stelle haben die gleichen Angaben gemacht.

Die Richtigkeit dieser Erkldrungen wird durch die Akten des preuBischen
Kriegsministeriums, insbesondere der Mobilmachungs- und der Etatsabteilung,
sowie des Verwaltungsdepartements bestiitigt. (A. a. 0., Heft 2, S. 8))

Mit den finanziellen und wirtschaftlichen Vorbereitungen stand
es nicht anders als mit den militédrischen. Bethmann Hollweg hat
dem UntersuchungsausschuB auf die Frage V geantwortet:
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Auch zu besonderen finanziellen oder wirtschaftlichen Vorbereitungen
habe ich vor Uberreichung des Ultimatums die zustindigen Ressorts nicht
aufgefordert.  Die finanziellen Maobilmachungsvorbereitungen erfolgten von
langer Hand her und wurden dauernd ohne Riicksicht auf die jeweilige inter-
nationale Lage auf dem laufenden erhalten. Verhandlungen iiber wirtschaft-
liche Vorbereitungen waren in der kritischen Zeit schon seit ldngerem und unab-
hingig von dem ssterreichisch-serbischen Konflikt im Gange. (Beilage 1, S. 11.)

Der damalige Staatssekretéir des Innern hat ebenfalls bestétigt,
.daB in der Zeit zwischen dem Attentat von Sarajevo und der Uber-
reichung des @sterreichischen Ultimatums, soweit sein Geschéfts-
bereich in Frage komme, seitens der Reichsleitung besondere wirt-
schaftliche Kriegsvorbereitungen nicht angeordnet wurden“. (A.a.0,
S.81) Zwar sind — auf Wunsch des Kaisers, der noch in
Norwegen war — die Hamburg-Amerika-Linie am 20. Juli und der
Norddeutsche Lloyd am 21. Juli auf die gespannte Lage hingewiesen
worden (Deutsche Dokumente Nr. 80, 90). DaB man jedoch an
einen Weltkrieg nicht dachte, beweist die Tatsache, daB bei Kriegs-
ausbruch alle deutschen Handelsschiffe wie sonst unterwegs waren.
Deutschiland hat, ebenso wie Osterreich-Ungarn, noch bis zum
30. Juli Gold nach London und Paris gesandt, wihrend z. B. Eng-
land bereits am 27. Juli Vorkehrungen traf, um das Gold festzu-
halten®).

Tisza hat am 1. Juli gefordert, daB, wenn es zum Kriege kommen
solle, vorerst eine diplomatische Konstellation geschaffen werden
miiBte, welche das Krifteverhiltnis weniger ungiinstig fiir die
Mittelméchte gestaltete (Osterreichisches Rotbuch 1919, I, Nr. 2).
Diese Forderung ist so selbstverstandlich, dag sich aus ihrer Nicht-
erfiillung folgern 14Bt, die Absicht eines europdischen Krieges habe
in Berlin nicht bestanden. Das Verhalten der Ententemichte zur
Zeit der Balkankriege veranschaulicht, was Tisza mit diplomatischer
Vorbereitung eines Krieges meinte. Nach Vermittlung des grund-
legenden serbisch-bulgarischen Vertrages umspannte RuBland im
Sommer 1912 den Balkan mit einem ganzen Netz von Biindnissen
und Militirkonventionen. Dann schloB es am 8. Juli einen Geheim-
vertrag mit Japan, der ihm den Riicken sicherte. Am 16. Juli des-
selben Jahres wurde das erste russisch-franzosische Marine-Ab-
kommen getroffen, das durch englisch-franzdsische Abmachungen
ergdnzt wurde, denen die englisch-russische Aussprache vom Sep-
tember 1912 folgte (Besuch Sasonows in Balmoral, 23. bis 28. Sep-
tember). Ihren AbschluB scheint diese Entwicklung in der diplo-
matischen Bestitigung der militdrischen und maritimen AD-
machungen zwischen England und Frankreich durch den bekannten
Notenwechsel vom 22. und 23. November 1912 gefunden zu haben.

*) Bericht des im Kriege eingesetzten Comptrollers der Londoner Filialen
deutscher Banken, zitiert im 49. Geschéftsbericht des Vorstands der Deutschen
Bank fiir die Zeit vom 1. januar bis 31. Dezember 1918,
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Wenn die deutsche Regierung den Weltkrieg auch nur im Sinne
eines Préventivkrieges gewollt hidtte, muBte sie #hnliche Vorbe-
reitungen treffen. Dies ist jedoch offenbar nicht geschehen®),

Selbst die beabsichtigte Defensivaktion gegen Serbien hitte
diplomatisch besser vorbereitet werden miissen. Berlin hat auch
in dieser Hinsicht eingegriffen, als es sah, daB Wien das Notwen-
digste versiumte. Am 15. Juli beauftragte Jagow den deutschen
Botschafter in Wien, die dortige Regierung darauf hinzuweisen,
daB es unerlédBlich sei, sich mit Italien iiber die Aktion gegen
Serbien zu verstiindigen, die Frage der Kompensationen, der schon
seit langem strittigen Auslegung des Artikels VII des Dreibund-
vertrages und des Biindnisfalles zu regeln (Deutsche Dokumente
Nr. 46). In der Folgezeit ist in dieser Hinsicht deutscherseits noch
viel veranlaBt worden, und fast der ganze Schriftwechsel zwischen
Berlin und Rom behandelt die Frage der Kompensationen fiir Italien.
Berchtold hat aber fiir den von Jagow vertretenen, durchaus rich-
tigen Gesichtspunkt kein Verstdndnis gezeigt. Wie aus dem Oster-
reichischen Rotbuch hervorgeht, hat auch der Botschafter Merey
in Rom in dieser Hinsicht eine unheilvolle Rolle gespielt (Oster-
reichisches Rotbuch 1919, II, Nr. 50, 85, 86, 111, Nr. 10, 60). Noch
am 28. Juli vertrat er den Standpunkt: ,,Mein ceterum censeo ist,
Kompensationsanspriiche rundweg in Abrede zu stellen und uns
ja in keine heiklen Verhandlungen oder Engagements einzulassen®.
Diese Verhandlungen betrafen aber immer nur die Stellungnahme
Italiens zum austro-serbischen Konflikt. Erst am 30. Juli ist
davon die Rede, daB Osterreich-Ungarn seinen Standpunkt in der
Kompensationsfrage mit Riicksicht auf die italienische Haltung
im drohenden Weltkriege aufgeben bzw. abéindern miisse (Oster-
reichisches Rotbuch 1919, III, Nr. 32).

Die beabsichtigte Anndherung an Bulgarien trug eben-
falls nicht den Charakter einer Vorbereitung auf den Weltkrieg,
Der geplante BiindnisschluB wurde zunichst auf unbestimmte
Zeit verschoben (Deutsche Dokumente Nr. 19, 21 , 22, Osterreichisches
Rotbuch 1919, I, Nr. 11). Um eine Ausdehnung des Konfliktes zu
verhiiten, wurden sehr zahlreiche Schritte unternommen, die die
Neutralitat Bulgariens in dem &sterreichisch-serbischen Streit zum
Ziel hatten. In der ersten Periode der Krisis geschah dies lediglich
in dem Streben nach Lokalisierung, spiter allerdings erschien die
neutrale Haltung Bulgariens als Vorbedingung fiir die Biindnis-
treue Ruminiens (Deutsche Dokumente Nr. 544, 549). Auf Bul-
garien, einen fiir den Weltkrieg wertvollen Bundesgenossen, hat

*) Die Entsendung Ballins nach London und der ihm erteilte Auftrag
(Deutsche Dokumente Nr. 56) zeugen nicht fiir einen Willen zum Kriege. Das-
selbe ist vom Schreiben Bethmann Hollwegs an den Statthalter in ElsaB-
Lothringen (Deutsche Dokumente Nr. 58) zu sagen.
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man in dieser Periode offensichtlich nicht gerechnet. Nur einmal
_ am 26. Juli — erkundigte sich Jagow in Wien nach dem Stand
der Angelegenheit (Deutsche Dokumente Nr. 228). Die Verhand-
lungen iiber einen sterreichisch-bulgarischen Vertrag haben be-
kanntlich erst am 2. August begonnen (Deutsche Dokumente
Nr. 673).

Im Falle der Absicht eines Weltkrieges hétte Deutschland sich
gewiB auch friihzeitig die Unterstiitzung der Tiirkei gesichert.
Am 14. Juli wurde jedoch die Frage des Anschlusses der Tiirkei
an den Dreibund verneint. Wie aus dem Telegramm Jagows nach
Wien und Konstantinopel hervorgeht, rechnete dieser damals nicht
mit einem Weltkriege (Deutsche Dokumente Nr. 45). Im ersten
Stadium der Verhandlungen war iiberdies nur von ginem Anschlu
der Tiirkei an Osterreich-Ungarn die Rede. Die Anregung zu einem
deutsch-tiirkischen Biindnis gegen RuBland ging von der Tirkei
aus (Deutsche Dokumente Nr. 285). Deutscherseits wurde dieser
Vorschlag am 28. Juli angenommen (Deutsche Dokumente Nr. 320).
Da aber der militdrische Wert des tiirkischen Biindnisses sehr gering
eingeschatzt wurde, ist anzunehmen, dab bei diesem Vertrags-
schiuB die Furcht vor einem Abschwenken der Tiirkei zum Drei-
verband (siche Randvermerk des Kaisers zu Nr. 149 der Deutschen
Dokumente) den Ausschlag gab, und nicht der Gedanke, die Zahl
der Mitkimpfer zu erhdhen.

Wiire deutscherseits ein Priventivkrieg geplant worden, dann
hitte man sich in erster Linie der Bundestreue Rum dniens
versichert. Nichts dergleichen geschah. Alle beabsichtigten und
vollzogenen Verhandlungen mit Ruminien drehten sich um die
Frage der kiinftigen politischen Zusammenhénge auf dem Balkan.
Vom Kriege und Ruminiens Teilnahme am Kriege ist in der Zeit
vor dem Wiener Ultimatum niemals die Rede gewesen. Am 26. und
*_wiederum am 29. Juli bat die ruménische Regierung, ,,rechtzeitig
informiert zu werden, wenn die Ereignisse zum Kriege drangen
soliten* (Deutsche Dokumente Nr. 208, 351). Eine Antwort ist
anscheinend nicht gegeben worden. Die Frage des Biindnisfalles
und des ruménischen Eingreifens in den Krieg wurde erst nach der
allgemeinen russischen Mobilmachung zur Sprache gebracht
(Deutsche Dokumente Nr. 506, 582).

Militirische MaBnahmen sind deutscherseits in dieser Zeit nicht
getroffen worden ; dasselbe gilt von wirtschaftlichen Kriegsvorberei-
tungen. GewiB war ,,das Heer, wie immer, bereit'*, wie der General-
leutnant Graf Waldersee in seinem Schreiben vom 25. Oktober 1919
sagte (Deutsche Dokumente, Band I, Seite XV). Im Falle eines
beabsichtigten Krieges gibt es jedoch neben der allgemeinen Bereit-
schaft der Armee zahllose militdrpolitische MaBnahmen, die ge-
troffen werden miissen. Wir wissen aber aus dem ersten Entwurf
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eines Schreibens des Generals Conrad vom 1. August (Gooss, S. 311),
daB bis zu diesem Tage nicht einmal eine Verstdndigung zwischen
den deutschen und dsterreichisch-ungarischen Generalstiben iiber
den Aufmarsch gegen RuBland herbeigefiihrt worden war.

GewiB zeugen alle diese Tatsachen gegen die Behauptung,
Deutschland habe den Weltkrieg gewollt, bzw. einen Priaventiv-
krieg herbeigefiihrt. Andererseits ist nicht zu bestreiten, daB sich
die Reichsregierung in eine auBerordentlich groBe Gefahr begeben
hat, ohne geniigende politische und militédrische Vorbereitungen
getroffen zu haben. Es wire sehr viel besser gewesen, der so oft
behauptete Potsdamer Kronrat hitte stattgefunden, und es spricht
fiir die bessere politische Schulung unserer Gegner, daB sie so lange
an diesem Marchen festgehalten haben und gar nicht fassen konnen,
daB Deutschland bei Kriegsausbruch derartig mangelhaft vor-
bereitet war.

Der Weltkrieg ist aus dem Gsterreichisch-ungarischen Kriege
gegen Serbien hervorgegangen, und an der Entstehung des letzteren
ist die deutsche Regierung zweifellos mitschuldig. Daraus zu
folgern, daB sie den Weltkrieg verschuldet habe, wire nur zuldssig,
wenn einwandfrei festgestellt wiirde, daB die europiische Kon-
flagration eine unausbleibliche und unabwendbare Folge
des osterreichisch-ungarischen Vorgehens gegen Serbien war. Dieser
Nachweis ist noch nicht erbracht. Die Berliner Regierung scheint
sich jedenfalls zugetraut zu haben, die Gefahr des Weltkrieges
bannen zu konnen. Dies Problem gehért zu den politischen Wahr-
scheinlichkeitsrechnungen, fiir die es eine objektive Losung nicht
gibt.

. Die deutsche Regierung hat ihre Einwilligung zu einem Kriege
Osterreich-Ungarns gegen Serbien gegeben. Das Ziel, das ihr
hierbei vorschwebte, war einzig und allein die Unterdriickung der
groBserbischen Bewegung, zur Erhaltung des Bestandes und der
Biindnisfahigkeit der Donaumonarchie. Es fragt sich zunichst,
weshalb Deutschland seinen Verbiindeten in dieser ihn nur mittelbar
beriihrenden Angelegenheit unterstiitzte, und ob es notwendig war,
wegen der serbischen Frage Gefahren zu laufen, Das letztere wird
von der weiteren Frage der Notwendigkeit einer Aktion abhdngen.
Dariiber, daB Deutschland ,,im Einklang mit seinen Biindnispflichten
und seiner alten Freundschaft treu an der Seite Osterreich-Ungarns
stehen werde”, bestand damals weder bei der Regierung, noch —
daran sei besonders erinnert bei der deutschen Offentlichkeit
der geringste Zweifel. Tschirschky hat bereits am 2. Juli erkldrt,
Kaiser Franz Joseph kénne ,sicher darauf bauen, Deutschland ge-
schlossen hinter der Monarchie zu finden, sobald es sich um die
Verteidigung eines ihrer Lebensinteressen handele (Deutsche
Dokumente Nr. 11). Was Tschirschky hier ohne Auftra g
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erklirte, war richtig, selbst im weitesten Sinne, wenn dies auch
heute mancher nicht wahr haben mag. Ebenso haben offenbar
weder der Kaiser, noch der Kanzler, noch das Auswirtige Amt
am 5. und 6. Juli irgendwie gezogert, die deutsche Unterstiitzung
zuzusagen. Klug und iiberlegt war diese Haltung vielleicht nicht,
sie entsprach aber jedenfalls dem Empfinden der allgemeinen
Meinung.

Sodann ist die Frage zu stellen, ob ein Vorgehen gegen Serbien
von dem Gesichtspunkte der Erhaltung Osterreich-Ungarns aus
notwendig war. In Berlin und Wien hat man diese Frage seiner-
zeit iibereinstimmend bejaht. DaB Osterreich-Ungarn Grund und
AnlaB hatte, gegen Serbien vorzugehen, ist frilher auch in anderen
Landern anerkannt worden. Zum Beispiel hat das englische Mini-
sterium des AuBern selbst nach Kriegsausbruch dies nicht bestritten.
Es heiBt in der Einleitung zum englischen Blaubuch: ,,Osterreich
war provoziert. Es hatte iiber eine gefihrliche Volksbewegung
gegen seine Regierung zu klagen“. Im iibrigen scheinen die rus-
sischen und serbischen Veroffentlichungen die Auffassung der oster-
reichisch-ungarischen Regierung zu rechtfertigen. Die Feindbunds-
michte nehmen heute den entgegengesetzten Standpunkt ein. Sie
sind aber Partei, da sie zum Teil Anstifter Serbiens waren, wahrend
den Mittelmichten als Geschiidigten ebenfalls das objektive Urteil
mangelt. Dieses kann erst die Geschichte féllen.

Ferner fragt es sich, ob bei dem beabsichtigten Vorgehen gegen
Serbien Methoden vorgesehen wurden, die zu den damals iiblichen
und erlaubten gehorten. Dies wird man an der Hand der oben
(S. 42) angefiihrten Beispicle kaum verneinen konnen. Selbst im
Rahmen des Versailler Volkerbundes ist der Krieg als Mittel der
Politik zuldssig.

SchlieBlich und vor allem ist zu fragen, ob das Serbien gegen-
iiber beabsichtigte Verfahren zweckentsprechend und daher politisch
klug war. Dies muB verneint werden, und zwar nicht allein im
Hinblick auf die eingetretenen Folgen. Jedoch fehlt jeder Anhalt
fiir einen dolus malus der Beteiligten.

Selbst die Notwendigkeit und (um von der UnzweckmiBigkeit
abzusehen) die Zuléssigkeit des Vorgehens gegen Serbien zugegeben,
bleibt aber unerklarlich, weshalb die Berliner Regierung Osterreich-
Ungarn ihre unbedingte Unterstiitzung gewéhrte, und weshalb sie —
trotz des zu gewdrtigenden Wiener Widerstrebens — nicht einé
Kontrolle iiber das beabsichtigte Vorgehen ausbedungen hat. Heute
ist es allerdings schwer mdglich, sich in die Lage der damals verant-
wortlichen Personen zu versetzen und ihre Entschliisse sachlich und
gerecht zu beurteilen. In der Erklidrung des damaligen bayerischen
Gesandten in Wien an den UntersuchungsausschuB heibt es aber:
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Diese Blankovollmacht, die sich heute als verhingnisvoll darstellt, erschien
uns damals in Wien in der Entwicklung der Ereignisse nach dem Attentat
durchaus nicht als zu weitgehend, sondern als etwas selbstverstandliches, ja
sogar als das mindeste, was Deutschland tun konnte. Unser Haupteindruck
war, daB Osterreich-Ungarn, dessen Balkanpolitik ich keineswegs gutheiBen
will, durch die groBserbische Propaganda in seiner Existenz bedroht war, und
dab Deutschland den Bundesgenossen, der ihm Beweise seiner Treue (Algeciras,
Haag, Ischl) gegeben hatte, nicht im Stiche lassen kinne., Eine gewisse Scheu,
auf die Erwdgungen und Beschliisse der Gsterreichisch-ungarischen Regierung
einzuwirken, entsprach der grundsétzlichen Enthaltung der Einmischung,
welche durch die grofie Empfindlichkeit der Osterreichischen wie der ungari-
schen Staatsminner und der dffentlichen Meinung in Osterreich-Ungarn geboten
war. (Beilage 1, 8. 55.)

GewiB, der Hochmut und die Empfindlichkeit der Hofburg-
kreise waren ungeheuer. Auch werden diese Wiener Herren wohl
geltend gemacht haben, daB sie sich auf Balkanfragen besser ver-
stiinden und schon Ruhe schaffen wiirden, wenn man ihnen nur
freie Hand lieBe. Das geniigt aber nicht als Erklirung. Entweder
schenkte man in Berlin der Wiener Regierung ein unbegreifliches
und ganz unverdientes Vertrauen, oder man sah den Bundesgenossen
als so schwach an, daB sein groBter Aufwand an Energie nur eben
dem gedachten Zweck geniigen werde. Frithere Erfahrungen mégen
auch gelehrt haben, da man am Ballhausplatz wohl gerne groBe
Worte machte, ihnen aber nicht die entsprechenden Handlungen
folgen lieB. Tatséchlich war ja auch zuerst von einer volligen Auf-
teilung Serbiens die Rede (Deutsche Dokumente Nr. 18), wihrend
schlieBlich aus eigenem Antriebe Verzicht auf Annexionen aus-
gesprochen wurde — wenigstens Berlin gegeniiber (Deutsche Doku-
mente Nr. 94). Auf jeden Fall ist aber diese Passivitit der deutschen
Regierung und die gleichmiitige Aufnahme aller beunruhigenden
Nachrichten aus Wien unbedingt zu verurteilen. Es war vom
ersten Tage an klar, daB die Folgen des osterreichisch-ungarischen
Vorgehens uns treffen muBten. Es war damit zu rechnen, daB die
ganze Last der Kraftprobe, mochte sie mit diplomatischen oder
militdrischen Machtmitteln zum Austrag kommen, auf Deutschlands
Schultern ruhen werde. Der Vertrauensbeweis, der der Wiener
Regierung durch freies Gewihrenlassen erbracht wurde, war ganz
ungerechtfertigt einem Bundesgenossen gegeniiber, der uns bereits

ff”mal’ 1906 in der bosnischen Frage, riicksichtslos iiberrumpelt
atte.

4. Die Haltung der Dreiverbandsmiéchte

Uber die Haltung der Regierungen der Dreiverbandsméchte
in der Zeit vor Uberreichung des osterreichisch - ungarischen Ulti-
matums ist aus naheliegenden Griinden wenig bekannt. Sie werden
die Pressemeldungen iiber die Untersuchung in Sarajevo verfolgt
haben und besaBen, wie bereits erwéhnt, auch Berichte ihrer Wiener
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Vertreter iiber den bevorstehenden, von aller Welt erwarteten
Schritt in Belgrad. Sie kannten aber ferner, offenbar sehr viel
besser als die Berliner Regierung, die russischen Versprechungen
an Serbien. Die Alliierten und Assoziierten Méchte haben in Ver-
sailles in ihrer Note vom 16. Juni 1919 ausdriicklich erklért, dab
das deutscherseits vorgelegte Anklagematerial keine fiir sie neuen
Tatsachen enthiille. Infolgedessen muBte sie die Zuspitzung der
austro-serbischen Beziehungen mit Sorge erfiillen, wenn sie die Er-
haltung des europdischen Friedens wiinschten. War ihnen die
Gelegenheit zum Kriege als eine giinstige willkommen, dann lag es fiir
sie von vornherein nahe, die Konstellation auszunutzen, um Deutsch-
land in eine Falle zu locken. Der russischen Diplomatie war ihre
Haltung bis zu einem gewissen Grade durch die Beschliisse der
Petersburger Konferenz vom 8./21. Februar 1914 vorgeschrieben.
Es heiBt in dem betreffenden Protokoll: , Einen giinstigen poli-
tischen Boden (fiir die Operationen zur Besetzung der Meerengen
wiithrend eines europdischen Krieges) vorzubereiten, bildet gegen-
wirtig die Aufgabe der zielbewuBten Arbeit des Ministeriums des
AuBern'*. Es ist mehr als wahrscheinlich, daB viele russische Poli-
tiker den Augenblick fiir diese Aktion gekommen sahen, als sich
Osterreich-Ungarn durch sein {ibermiBig schroffes Vorgehen gegen
Serbien ins Unrecht setzte.

Die Ursache der Beunruhigung, die sich in England offen-
barte, ist nicht darauf zuriickzufiihren, daB man befiirchtete, Serbien
konnte ein Unrecht geschehen. Man sah vielmehr, daB Osterreich-
Ungarns Vorgehen RuBland veranlassen werde, wegen seiner ge-
heimen Versprechungen an Serbien einzuschreiten und unter nahezu
allen Umstinden einzugreifen. Buchanan telegraphierte auch
bereits am 18. Juli aus Petersburg, Sasonow habe ihm unumwunden
erklrt, ein Ultimatum Wiens an Belgrad konne RuBland nicht hin-
nehmen. Es werde vielleicht (schon damals!) zu vorbereitenden
militdrischen MaBnahmen greifen miissen (Oman, S. 18).*) Aus
Pokrowskis Verdffentlichungen wissen wir, daB Grey in jener Zeit
wiederholt im Sinne der MéBigung auf Sasonow einzuwirken suchte,
und daB er ihn besonders auf die Moglichkeit hinweisen lieB, daB
die serbische Regierung nachlissig gewesen sei, und die Untersuchung
in Sarajevo ergeben konnte, der Plan der Ermordung des Erzherzogs
sei auf serbischem Gebiete ausgeheckt worden (Telegramm nach
Petersburg vom 20. Juli, Oman, S. 18).

In seiner Unterredung mit dem deutschen Botschafter vom
gleichen Tage (Deutsche Dokumente Nr. 92, Englisches Blaubuch

*) Bezeichnend fiir Sasonows spéteres Verhalten ist, dab er am gleichen
Tage dem Osterreichisch-ungarischen Botschafter gegeniiber seinen Besorgnissen
wegen der zu erwartenden Demarche in Belgrad nur sehr unbestimmten Ausdruck
gab (Osterreichisches Rotbuch 1919, I, Nr. 25).
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Nr. 1) sprach Grey von der Moglichkeit eines Krieges zwischen den
GroBmaichten als Folge des austro-serbischen Konfliktes. Er sah
eben die Gefahr, die in den russischen Versprechungen an Serbien
lag, ohne aber den Grund seiner Befiirchtungen anzugeben. Am
gleichen Tage und dann wieder am 23. Juli (Oman, S. 19) sandte
er nach Petersburg den Rat, sich mit Wien zu verstindigen.

Solche Vorschlage fielen aber nicht auf giinstigen Boden. Poin-
caré und sein Ministerprisident und Minister des AuBeren Viviani
befanden sich gerade damals in Petersburg. Uber den Verlauf ihres
Besuches ist durch die Erinnerungen Paléologues zum ersten Male
der Offentlichkeit Naheres bekannt geworden. Der ehemalige
franzisische Botschafter schildert zundchst die Unterredung, die
er am 20. Juli mit dem Zaren hatte, als beide dem franzdsischen
Prisidenten auf der russischen Kaiseryacht entgegenfuhren. (A.a.O.,
S. 233.) Paléologue brachte das Gesprach sogleich auf die
Wahrscheinlichkeit eines nahen Krieges, dessen Urheber Deutsch-
land sein werde. Mogen auch diese Memoiren vom Treppenwitz
stark durchsetzt sein, so darf man immerhin als wahr ansehen, daB
die Petersburger Festlichkeiten mit Gespréchen iiber den Krieg ein-
geleitet wurden. Der Mord von Sarajevo wird mit keinem Worte
beriihrt. In diesen Erinnerungen wird er ganz {ibergangen. In
diesem Falle sagte Paléologue dem Zaren sogar ausdriicklich: ,,Ich
bin beunruhigt, obwohl ich im Augenblick keinen speziellen Grund
habe, einen unmittelbar bevorstehenden Krieg vorherzusagen®.
Dabei beschéftigten sich alle Kabinette Europas mit dem austro-
serbischen Konflikt! Der franzosische Botschafter aber erklarte
dem Zaren, Deutschlands allgemeine Haltung sei beunruhigend,
seine Friedenslicbe mehr als zweifelhaft. Es ist also bereits am
20. Juli — wenn nicht schon friiher — planmiBig auf einen deutsch-
russischen Konflikt hingearbeitet worden. Paléologue ist konsequent
auf diesem Wege geblieben.

Poincaré landete am 20. Juli in Kronstadt und traf am 21. Juli
in Petersburg ein. Die nun folgenden Festlichkeiten gaben AnlaB
zu einer Reihe kriegerischer Kundgebungen, die Paléologue mit
erstaunlicher Offenherzigkeit und groBer Genugtuung aufzihlt.

Am 21. Juli wurde das diplomatische Korps Poincaré vorge-
stellt. Dieser vermied es, dem deutschen Botschafter gegeniiber
ein politisches Thema zu beriihren, Dem Englidnder setzte er da-
gegen auseinander, wie notwendig es sei, den Dreiverband endlich
in einen Dreibund umzuwandeln. Hierauf folgte jene merkwiirdige
Unterredung mit dem &sterreichisch-ungarischen Botschafter, die
bereits aus den Berichten von Szapary und Pourtalés bekannt war.
(OUsterreichisches Rotbuch 1919, I, Nr. 45, Deutsche Dokumente
Nr. 131.)) Mit seltener Taktlosigkeit verglich der Prasident die
Untersuchung von Sarajevo, deren Ausgang er nicht kannte, mit



dem ergebnislosen FriedjungprozeB und dem Zwischenfall Pro-
chaska. Ferner warnte er, ,,daB Serbien Freunde habe“ und daB
durch die Forderung einer Siihne fiir den Mord von Sarajevo ,eine
fiir den Frieden gefdhrliche Situation entstehen wiirde. Nach
Paléologue (a. a. O., S. 238) hitte er sogar gedroht: ,,Serbien besitzt
im russischen Volke einen sehr warmen Freund. Und RuBland
hat einen Verbiindeten, Frankreich. Daraus konnen sich die ge-
fahrlichsten Folgen ergeben!* Diese AuBerungen zeigen jedenfalls,
daB die russisch-franzdsische Stellungnahme zum austro-serbischen
Konflikte in Petersburg zur Erdrterung gelangt war. Welches
die Haltung der Franzosen gewesen ist, kann man daraus ersehen,
daB Poincaré im AnschluB an sein Gesprich mit Szapary (am
21. Julil) erkldrte: ,,Sasonow muB fest bleiben, und wir miissen
ihn unterstiitzen. Auch zeichnete er bei diesem Empfang den
Serben vor allen anderen Gesandten aus und stdrkte ihn mit einigen
Worten der Sympathie.

Uber das Ergebnis der damaligen Petersburger Unterredungen
ist nur das bekannt, was die franzdsische Regierung im Gelbbuch
(Nr. 22) zu veroffentlichen fiir gut fand. Danach wire unter anderem
vereinbart worden, gemeinsam einen Rat zur MiBigung in Wien
erteilen zu lassen und vor einer Bedrohung Serbiens zu warnen.
Niemals hédtte ein derartiger Schritt, der keine praktischen Vor-
schléige enthielt und keine Sicherheiten anbot, die angeblich beab-
sichtigte Wirkung haben konnen. Er gelangte anscheinend, weil
verspatet, nicht zur Ausfiihrung, jedoch berichtete Bunsen (am
23. Juli, sieche Oman, S. 18), daB der russische Geschiftstriger am
22. Juli beauftragt gewesen sei, freundschaftlich, aber bestimmt,
Osterreich-Ungarn davor zu warnen, an Serbien eine Note zu richten,
die letzteres nicht ohne Demiitigung annehmen kénne. Auch der
franzosische Botschafter sprach an diesem Tage auf dem Ministerium
des AuBeren in Wien vor. Dieser Schritt erfolgte offenbar auf Grund
von Weisungen aus Paris und stand deshalb moglicherweise mit
dem russischen in Zusammenhang (Osterreichisches Rotbuch 1919,
I, Nr. 33, Franzésisches Gelbbuch Nr. 20).

Der ,,unversohnliche HaB Sasonows gegen Osterreich-Ungarn®
und sein friihzeitiges Bestreben, die Ergebnisse der Untersuchung
in Sarajevo in Zweifel zu ziehen, waren der deutschen Regierung
aus der Berichterstattung ihres Botschafters in Petersburg (Deutsche
Dokumente Nr. 53) bekannt. Die Erklirung des Ministers an Pour-
talés, ,,RuBland wiirde einen Schritt in Belgrad, der es auf cine
Erniedrigung Serbiens absehe, nicht gleichgiiltig hinnehmen kénnen*,
und seine AuBerung zum italienischen Botschafter, ,,RuBland wiirde
es nicht dulden konnen, daB Osterreich Serbien gegeniiber eine
drohende Sprache fiihre oder militdrische MaBnahmen treffe’,
gelangten aber erst am 23. Juli nach Berlin (Deutsche Dokumente
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Nr. 120). Ebenso seine Drohung: ,La politique de la Russie est
pacifique, mais pas passive”. Wie wenig passiv diese Politik ge-
wesen ist, zeigen die russischen Machenschaften in Belgrad. DaB8
sie auch nicht friedfertig war, sollte sich bald herausstellen.

5. Serbiens Antwortnote

Von einer Untersuchung und Bewertung der serbischen Ant-
wortnote kann hier abgesehen werden, zumal 1914 die deutsche
Regierung erst spét, am 27. Juli, hierzu Gelegenheit erhielt, also zu
einer Zeit, wo die Einzelheiten der serbischen Note gegeniiber der
Entwicklung der Spannung zwischen Wien und Petersburg viel
an Bedeutung verloren hatten. Die Beurteilung war jedenfalls
giinstig, aber es ist moglich, daB dieses Urteil weniger ein begriin-
detes als ein opportunistisches war, denn am 30, Juli fragte Beth-
mann Hollweg im Auswirtigen Amt an, ,,welche Punkte des dster-
reichisch-ungarischen Ultimatums Serbien iiberhaupt abgelehnt
habe" (Deutsche Dokumente Nr. 421, Anm. 2). Ein eingehender
Vergleich der Antwortnote mit dem Ultimatum ist also, falls ein
solcher deutscherseits iiberhaupt vorgenommen wurde, dem Reichs-
kanzler allem Anscheine nach bis dahin nicht vorgelegt worden.
Berlin hat sich wohl zunéchst mit der Wiener Mitteilung vom
25. Juli, ,jin der Antwort seien mehrere Punkte unbefriedigend**
(Deutsche Dokumente Nr. 188), zufriedengegeben und dann die
osterreichische Erldauterung der Note (Osterreichisches Rotbuch
1919, II, Nr. 96), die erst am 29, Juli einging (Deutsche Dokumente
Nr. 347), nicht weiter nachgepriift. Ein gewisses MiBtrauen gegen
Wien hat aber anscheinend bestanden, denn am 27. Juli telegra-
phierte Jagow nach Wien: , Bitte umgehend Text der serbischen
Antwort drahten (Deutsche Dokumente Nr. 246).

Nach Auffassung der Wiener Regierung hat Serbien weder
die gestellten Forderungen in der durch die Note vom 23, Juli
gesetzten Frist erfiillt, noch in der nachher gelassenen Zeit den
Willen bekundet, sich friedlich mit Osterreich-Ungarn zu verstén-
digen. Die Antwortnote, die am 25. Juli dem o&sterreichisch-unga-
rischen Gesandten iiberreicht wurde, formulierte in den meisten
Punkten Vorbehalte, welche den Wert der gemachten Zugestind-
nisse wesentlich herabdriickten. Die Ablehnung betraf aber gerade
jene Punkte, welche nach Osterreichisch-ungarischer Auffassung
einige Garantie Ffiir die faktische Erreichung des angestrebten
Zweckes enthielten (Osterreichisches Rotbuch 1919, III, Nr. 25,
Deutsche Dokumente Nr. 400).

Die Kabinette in Petersburg, Paris und London haben wieder-
folt behauptet, daB sie in Belgrad zur Nachgiebigkeit gegeniiber
den Osterreichisch-ungarischen Forderungen geraten hitten. Ein
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Beweis hierfiir ist nicht erbracht; nach den verodffentlichten Doku-
menten lieBe sich eher das Gegenteil annehmen.

Weder im russischen Orangebuch noch im serbischen Blau-
buch ist von irgend einem Ratschlag zum Nachgeben die Rede, der
von Petersburg nach Belgrad gelangt ware. Wir kennen lediglich
ein Telegramm des russischen AuBenministers an den Gesandten
in Belgrad vom 7. Juli — Nr. 1351 —, in dem er Serbien den Rat
gibt, alle Fragen, die zu einer Verschirfung der antiserbischen
Stimmung in Wien fiihren oder eine gefihrliche Lage hervorrufen
konnten, mit groBer Vorsicht zu behandeln. (v. Siebert, S. 631.)
Es folgt ein Hinweis auf die Verhandlungen betreffend die Ver-
einigung von Montenegro mit Serbien. Uber die Aufklirung des
Mordes wird kein Wort gesagt, ebensowenig iiber irgend eine Genug-
tuung fiir Osterreich-Ungarn. Was hieriiber zwischen Petersburg
und Belgrad verhandelt worden ist, ruht noch im dunklen Schof
der Archive. Pokrowski teilt aber mit, daB in der Zeit zwischen
dem Mord von Sarajevo und dem 22. Juli Sasonow von London
aus wiederholt wegen der unversichtigen Handlungsweise des rus-
sischen Vertreters in Belgrad gewarnt wurde. Am 22. Juli tele-
graphierte Benckendorff, Grey sei besorgt, der Nachfolger Hartwigs
wiirde plotzlich ,eine bestimmte Haltung annehmen‘’, und das
wiirde ,eine auBerordentlich schwer gutzumachende Tatsache
sein (Prawda Nr. 7 vom 9. Marz 1919). Der englische Geschafts-
trager in Belgrad berichtete am 25. Juli, weder sein russischer
Kollege noch der franzsische Gesandte*) hiitten Anweisungen ihrer
Regierung erhalten, Serbien Ratschlige zu erteilen. Er fiigt aller-
dings hinzu, er halte es fiir _hochst wahrscheinlich®, daB die rus-
sische Regierung bereits die serbische zu duBerster MéBigung ver-
anlaBt habe (Englisches Blaubuch Nr. 22). Ein Beweisstiick fir
diese Annahme liegt jedoch nicht vor. In seinem Telegramm nach
Wien vom 24, Juli (Russisches Orangebuch Nr. 4) erkldrte Sasonow
vielmehr, die Méchte wiirden erst, im Falle sie sich von der Berechti-
gung gewisser oOsterreichisch-ungarischer Forderungen durch Ein-

*) Um die franzdsische Vertretung in Serbien war ¢s zu Anfang der Krisis
traurig bestellt, Bis zum 25. Juli weist auch das franzbsische Gelbbuch keinen

Bericht aus Belgrad auf. An diesem Tage iibernahm der Gesandte Boppe die
Geschifte. Er brachte angeblich den Rat Frankreichs mit ,,alle mit der Wiirde
Serbiens zu vereinbarenden Konzessionen zu machen®, — Bericht an den
franzbsischen Senat (Nr. 704,1910) 5. 9.

Da der bisherige franzosische Gesandte in Belgrad weder zur Feier fiir
den ermordeten Erzherzog-Thronfolger erschienen war, noch an der Beerdigung
des am 10. Juli verstorbenen russischen Gesandten Hartwig teilnahm, wurde
eine Untersuchung eingeleitet. Es ergab sich, daf der betreffende Herr schon
seit vielen Wochen geisteskrank war. Paris wurde hiervon verstindigt, und der
damalige Botschaftsrat in Konstantinopel erhielt Anweisung, sich sofort nach
Belgrad zu begeben.
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sicht in die Ergebnisse der Untersuchung in Sarajevo iiberzeugt
hatten, in der Lage sein, der serbischen Regierung dementsprechende
Ratschldge zu erteilen. Am 25. Juli bemerkte er zu Greys Vor-
schlag der Erteilung bedingter Ratschlige in Belgrad (Englisches
Blaubuch Nr. 12), es sei hierzu zu spat (Englisches Blaubuch Nr. 17).
Hieraus geht ebenfalls hervor, daB Petersburg nicht im Sinne der
MaBigung auf Belgrad eingewirkt hatte. (Das Gegenteil behaup-
teten freilich Grey nach den Deutschen Dokumenten Nr. 258,
Schebeko nach dem englischen Blaubuch Nr. 94 und 118, und
Bienvenu Martin im franzésischen Gelbbuch Nr. 36 und 61, ohne
aber Belege zu erbringen.) Nach einem Bericht des belgischen
Geschiftstrigers in Petersburg vom 26. Juli 1914 (Nr. 782/396)
hitte Sasonow der serbischen Regierung nahegelegt, ,,jenen Forde-
rungen des Ultimatums, welche rechtlicher Art seien, nachzukommen,
wahrend ihr zu verstehen gegeben wurde, daB jene Forderungen,
welche durch ihren politischen Inhalt die Souverdnitit und Unab-
hangigkeit der Nation beriihrten, nicht den Gegenstand einer Kapi-
tulation bilden diirften*'. (Deutsche Allgemeine Zeitung vom
22. 5. 1919)) - Eine zur Unnachgiebigkeit neigende Regierung muBte
in diesem Ratschlag die Aufforderung sehen, die Osterreichisch-
ungarischen Forderungen abzulehnen.

Wie Boghitschewitsch (S. 82) berichtet, hat der serbische Ge-
sandte in Petersburg bereits am 23, Juli seiner Regiérung und den
iibrigen serbischen Gesandtschaften telegraphiert, die russische
Regierung habe die Mobilisierung von zwei Millionen Mann ange-
ordnet. Die Kriegsbegeisterung in RuBland sei ungeheuer. Wie
kamen derartige Nachrichten in die amtliche Berichterstattung,
und wie mogen sie in Belgrad gewirkt haben? Derselbe Gesandte
hat in der ,,Nowoje Wremja“ vom 23. Dezember 1914 mitgeteilt,
Sasonow habe am 24. Juli ,,groBe Entschlossenheit an den Tag
gelegt und ihm gesagt, daB RuBland in keinem Fall aggressive
Handlungen Osterreichs gegen Serbien zulassen konne. Er —
Sasonow — habe Pourtalés erklirt (was aber nicht zutrifft, vel.
Deutsche Dokumente Nr. 160, 204), daB ein Uberfall auf Serbien
die groBten Lebensinteressen RuBlands beriihre, und deshalb die
russische Regierung gezwungen sein werde, diejenigen MaBregeln
zu ergreifen, die sie im gegebenen Moment fiir notwendig befinden
werde (Norddeutsche Allgemeine Zeitung vom 3. 1. 1915). Eine
derartige Erkldrung, die in Belgrad natiirlich mit den friiheren
Hinweisen auf einen kommenden Krieg mit Osterreich-Ungarn in
Verbindung gebracht wurde, muB als das Gegenteil einer Aufforde-
rung zur Nachgiebigkeit angesehen werden. Uberdies hat der
griechische Gesandte in Belgrad am 25. Juli berichtet, es sei der
dortigen Regierung bekannt, daB der Ministerrat in Petersburg
die militdrische Unterstiitzung Serbiens beschlossen habe, daB aber
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die Entscheidung des Zaren noch ausstehe (Griechisches Weibuch
1913-1917, Nr. 12). Auch das Antworttelegramm des Zaren an
den serbischen Kronprinzen (Russisches Orangebuch Nr. 40) war
weit davon entfernt, einen zuriickhaltenden EinfluB auszuiiben, und
wurde auch nicht als Rat zum Nachgeben aufgefaBBt, wie aus dem
Telegramm des franzosischen Gesandten in Belgrad vom 29. Juli
1914 (Franzosisches Gelbbuch Nr. 99) hervorgeht. Dies Telegramm
gab Serbien die GewiBheit der unbedingten Unterstiitzung RuB-
lands. — ,,Nachdem Paschitsch dies Telegramm gelesen hatte'‘, be-
richtete der russische Geschaftstriger, ,,bekreuzigte er sich und sagte:
JHerr! Der Zar ist groB und gnidig’. Dann umarmte er mich,
da er die Bewegung, die ihn ergriff nicht meistern konnte'. (Rus-
sisches Orangebuch Nr. 57.)%)

Auch die franzésische Regierung hat keinen miBigenden Ein-
flud auf Serbien ausgeiibt. Zwar wurde dies von Bienvenu-Martin
— besonders der englischen Regierung gegeniiber — behauptet
(Englisches Blaubuch Nr. 15, 16, Franzosisches Gelbbuch Nr. 36,
61); aber der von Bienvenu-Martin als Schritt der franzosischen
Regierung ausgegebene Rat ist nach den eigenen Worten dieses
Ministers (Franzosisches Gelbbuch Nr. 26) dem serbischen Ge-
sandten nur als ganz personliche Meinung des Herrn Berthelot mit-
geteilt worden**). AuBérdem riet dieser Serbien nicht zum Nach-
geben, sondern zu versuchen, Zeit zu gewinnen, Einwinde zu er-
heben und sich dem direkten Eingriff Osterreich-Ungarns dadurch
zu entziehen, daB es sich bereit erkldrte, sich einem Schiedsgericht
Europas zu unterwerfen. Ein Schritt der franzosischen Regierung
in Belgrad ist offenbar nicht erfolgt. Er wurde auch von dem
franzosischen Botschafter in Petersburg in Gemeinschaft mit dem
russischen Minister des Auswirtigen ausdriicklich abgelehnt (Eng-
lisches Blaubuch Nr. 17).

Grey wies den englischen Geschiftstriger in Belgrad an, der
serbischén Regierung den Rat zu geben, ,,Teilnahme und Bedauern®

*) Boghitschewitsch weist (S. 82) mit Recht darauf hin, daB der Tele-
grammwechsel zwischen dem Zaren und dem Kronprinzen von Serbien (Russisches
Orangebuch Nr. 6, 40, Serbisches Blaubuch Nr. 37, 43) offensichtlich nur ldngst
getroffene Abreden bestitigt und viel mehr besagt, als in seinem offiziellen
Wortlaut zum Ausdruck kommt.

+#) Demnach scheint das Funkentelegramm, das Viviani — nach Poincaré,
Les Origines de la guerre, S. 213 — noch aus dem finnischen Meerbusen
nach London und Petersburg, sowie sicherlich auch nach Paris richtete, nicht
mehr rechtzeitig eingetroffen zu sein. Es besagte: Serbien moge sogleich alle
Genugtuungen anbieten, die mit seiner Ehre und Unabhangigkeit vereinbar
seien, einen Aufschub von 24 Stunden erbitten, wobei England, Rubland und
Frankreich es unterstiitzen wiirden, und die Triple-Entente moge priifen, ob
es nicht moglich sei, eine internationale Untersuchung an |die Stelle einer
austro-serbischen zu setzen. i
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dariiber auszusprechen, daB serbische Beamte an dem Morde von
Sarajevo mitschuldig seien. Sie sollte ,,versprechen, vollste Ge-
nugtuung zu geben, aber im {ibrigen miisse sie so antworten, wie sie
es im serbischen Interesse fiir das beste halte (Englisches Blau-
buch Nr. 12, siehe den richtiggestellten Wortlaut bei Oman, S. 40).
Der Geschéftstriger nahm davon Abstand, selbst diesen sehr be-
dingten Rat zum Einlenken zu erteilen, da seine Dreiverbands-
kollegen ohne Instruktionen waren (Englisches Blaubuch Nr. 22).

Die dsterreichisch-ungarische Regierung hat die serbische
Antwortnote als ungeniigend erachtet und die diplomatischen Be-
ziehungen zu Serbien noch am 25. Juli abgebrochen. Eine Kriegs-
erkldrung erfolgte zunéchst nicht, obwohl Serbien dadurch, daB
es bereits vor Uberreichung der Antwortnote mobilisierte (Deutsche
Dokumente Nr. 158, Osterreichisches Rotbuch 1919, II, Nr. 26),
zeigte, welches seine kiinftige Haltung sein werde. Diese Mobil-
machung verriet auch, daB die serbische Regierung selbst in ihrer
Antwort keine Erfiillung der ésterreichisch-ungarischen Forderungen
sah, und ,,daB in Belgrad zu einer friedlichen Austragung der Sache
keine Neigung bestand“. (Osterreichisches Rotbuch 1919, II,
Nr. 57.

Dit): deutsche Regierung ist nicht in der Lage gewesen, zur
osterreichisch-ungarischen = Beurteilung der serbischen Antwort
Stellung zu nehmen, da letztere erst am 27, Juli zu ihrer Kenntnis
gelangte (Deutsche Dokumente Nr. 271), die Griinde fiir die Ab-
lehnung Wiens sogar erst am 29, Juli (Deutsche Dokumente Nr. 347).
Berlin hat offenbar ein Einlenken Serbiens gar nicht erwartet und
deswegen mit einer militdrischen Aktion, die von vornherein als
wahrscheinlich angenommen worden war, gerechnet. Von diesen
Gesichtspunkten ausgehend, lieB man deutscherseits am 25. Juli
den Rat nach Wien gelangen, im Falle einer ablehnenden Antwort
Serbiens die kriegerischen Operationen sofort zu beginnen und die
Welt vor ein fait accompli zu stellen, um so der Einmischung dritter
Méchte vorzubeugen (Osterreichisches Rotbuch 1919, II, Nr. 32,
Deutsche Dokumente Nr. 213). In #hnlichem Sinne hatte sich
Tisza bereits am 24. Juli ausgesprochen (Osterreichisches Rotbuch
1919, 11, Nr. 21). Vom Standpunkt des Wiener und Berliner Kabi-
netts erschien es notwendig, Serbien einen Denkzettel zu geben,
um der fortwdhrenden Beunruhigung ein Ende zu machen. Die
Einmischung der Machte brachte die Gefahr, daB Serbien wieder,
wie im Jahre 1909, unter dem Drucke Europas leere Versprechungen
abgab. An diese hétte es sich noch weniger gehalten, als an die
fritheren, wenn es aus jener gefihrlichen Lage durch seine Freunde
yperrettet” worden wire. Im Rahmen der damals befolgten Politik
erscheint der deutsche Vorschlag als ein durchaus verniinftiger.
Hitte Osterreich-Ungarn, wie viele erwarteten, sogleich nach Ab-
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bruch der Beziehungen zu Serbien Belgrad besetzt, so wiirden die
Ereignisse wohl einen ganz anderen Verlauf genommen haben.
RuBland hitte nicht durch den Druck seiner Mobilmachung den
Schwerpunkt der Geschehnisse so friihzeitig nach Petersburg ver-
legen konnen. Im Besitze eines Faustpfandes wire Wien sicherlich
viel eher bereit gewesen, den Vermittlungsvorschlagen der Michte,
auch RuBlands, Gehor zu schenken. Fiir die deutsche Regierung
war es dann auch ungleich leichter, mit Riicksicht auf die allge-
meine Lage Einstellung der Operationen zu fordern. Der Gedanke
einer Erledigung des Konfliktes durch einen militérischen Anfangs-
erfolg lag so nahe, daB damals sogar russischerseits die Frage einer
freiwilligen Raumung Belgrads durch die Serben erdrtert worden
ist (Deutsche Dokumente Nr. 345, Englisches Blaubuch Nr. 36,
Paléologue, a. a. O., S. 250).

Die militidrischen Vorbedingungen zu einem derartigen raschen
Vorgehen waren jedoch nicht gegeben. Nach Abbruch der diploma-
tischen Beziehungen zu Serbien erklérte die Wiener Regierung, daB
der allgemeine Vormarsch erst ,ungefahr am 12. August™ beginnen
konne*). (Deutsche Dokumente Nr. 213.) Die Wiener Regierung
hat dann in unabsichtlicher oder bewuBter Verkennung des Sinnes
der deutscherseits gemachten Anregung versucht, durch die
Kriegserkldarung an Serbien ein fait accompli zu schaffen
und ,jedem Interventionsversuch den Boden zu entziehen**
(Deutsche Dokumente Nr. 257). Dieses Vorgehen war das denkbar
verkehrteste. Es provozierte geradezu die Intervention RuBlands,
wihrend es die Lage im Hinblick auf die Vermittlungsabsichten
der anderen Méchte sehr viel schwieriger gestaltete. Wurde Serbien
nach erfolgter Kriegserklirung und ohne eine ,Lektion* erhalten
zu haben von seinen Freunden ,gerettet', dann konnte es mit
Recht glauben, sich kiinftig Osterreich-Ungarn gegeniiber alles
herausnehmen zu diirfen. Die Wiener Regierung hat also selbst
die Zwangslage geschaffen, in der sie sich am Wendepunkt des
30. Juli befand und nicht nachgeben konnte, ohne wesentlichen
Schaden an ihrer innerpolitischen und auBenpolitischen Geltung
zu erleiden. Mit Befremden entnimmt man ferner den osterreichisch-
ungarischen Akten (Osterreichisches Rotbuch 1919, II, Nr. 78, 97,
I1I, Nr. 26), daB iiberdies unwahre Nachrichten iiber die Eroffnung
der Feindseligkeiten durch Serbien als Vorwand zur Kriegserkldrung
dienten. Davon war in Berlin natiirlich nichts bekannt.

Die Berliner Regierung wire wohl kaum in der Lage gewesen,
die Kriegserkldrung, die ihr bereits am 27. Juli angekiindigt wurde
(Deutsche Dokumente Nr. 257), zu verhindern, selbst wenn sie das

*) Tatséchlich hat der osterreichisch-ungarische Vormarsch am 10. August
pegannen. Am 17. August setzte die serbische Gegenoffensive ein, die am
20. August 1914 zu einem vollen Siege der serbischen Waffen fiihrte.
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Fehlerhafte des Wiener Vorgehens rechtzeitig erkannte, denn sie
muBte annehmen, daB Osterreich-Ungarn die Bitte, von dieser
papierenen Kriegserklirung abzusehen, mit deren Moglichkeit von
Anfang an gerechnet worden war, ablehnen und Deutschland fiir
die sich aus einem derartigen Schritte ergebenden politischen Nach-
teile sicherlich verantwortlich machen wiirde,

[ilI. Das Verhalten der Michte

1. Der deutsche Lokalisierungsvorschlag

A.Diedeutsche Auffassung

Die deutsche Regierung ist offenbar der Ansicht gewesen, daB
auch im Falle einer kriegerischen Auseinandersetzung zwischen
Osterreich-Ungarn und Serbien die Moglichkeit einer Gefihrdung
des europdischen Friedens durch Lokalisierung des Konfliktes aus-
geschlossen werden konne. Bei einem osterreichisch-serbischen
Krieg lieBen sich die Rechte und legitimen Interessen dritter Staaten
auf dem Wege diplomatischer Verhandlungen wahren, wenn nur
ein direktes Eingreifen in den Gsterreichisch-serbischen Streit unter-
blieb. Der Gang der Ereignisse hat dieser Auffassung insofern recht
gegeben, als durch die vermittelnde Téatigkeit der deutschen Re-
gierung die Grundlage fiir eine Verstdndigung gefunden wurde, die
alle Beteiligten befriedigen konnte. Lediglich die Haltung der
russischen Regierung, die ohne jegliche Provokation deutscherseits
Heer und Flotte gegen das die Vermittlung betreibende Deutsche
Reich mobilisierte, hat die Moglichkeit vernichtet, einen Ausgleich
zu schaffen.

Andererseits war es von vornherein-klar, daB jedes Eingreifen
dritter Méchte infolge der verschiedenen Biindnispflichten unab-
sehbare Folgen nach sich ziehen wiirde. Die deutsche Regierung
wies daher, noch ehe sie den Wortlaut des osterreichisch-ungarischen
Ultimatums kannte, ihre Botschafter an, bei den Regierungen der
Dreiverbandsmiichte zu erklidren, daB es das ernste Bestreben der
Michte sein miisse, den ausbrechenden Konflikt auf die beiden
direkt Beteiligten zu beschrénken, da es sich in der vorliegenden
Frage um eine lediglich zwischen Osterreich-Ungarn und Serbien
zum Austrag zu bringende Angelegenheit handele. (Deutsche
Dokumente Nr. 100.)

Es sei daran erinnert, daB die franzosische Regierung, die iiber
die Entstehung des Balkanbundes und seine Ziele genau unter-




	1. Zur Vorgeschichte der österreichisch - serbischen Krise
	Seite 31
	Seite 32
	Seite 33
	Seite 34
	Seite 35

	2. Die Folgen der Ermordung des Erzherzog-Thronfolgers
	Seite 35
	Seite 36
	Seite 37
	Seite 38
	Seite 39
	Seite 40
	Seite 41
	Seite 42
	Seite 43

	3. Deutschlands Stellungnahme
	Seite 43
	Seite 44
	Seite 45
	Seite 46
	Seite 47
	Seite 48
	Seite 49
	Seite 50
	Seite 51
	Seite 52
	Seite 53
	Seite 54
	Seite 55
	Seite 56
	Seite 57
	Seite 58
	Seite 59
	Seite 60
	Seite 61
	Seite 62
	Seite 63
	Seite 64
	Seite 65
	Seite 66
	Seite 67
	Seite 68
	Seite 69

	4. Die Haltung der Dreiverbandsmächte
	Seite 69
	Seite 70
	Seite 71
	Seite 72
	Seite 73

	5. Serbiens Antwortnote
	Seite 73
	Seite 74
	Seite 75
	Seite 76
	Seite 77
	Seite 78
	Seite 79


